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Jn der durch die Auslieferungskriſe erzeugten
Aufregung iſt eine recht wichtige Angelegenheit in den
Hintergrund gedrängt worden. Die Regierungsvorlage

demnächſt im preußiſchen Landtag beraten werden. Wie
wir geſtern meldeten. wird ſich eine gemeinſame Sitzung
der ſozialdemokratiſchen Fraktionen der Nationalver-
ſammlung und des Prenußenvarlaments mit dieſer Vor
lage beſchäftigen und wird ſie ganz gewiß einſtim-
mig ablehnen. Zu dem Geſetzentwurf ſelbſtbrachte der „Vorwärts“ nachſtehenden Artikel, der klar
und deutlich das ſagt, was zu dieſer Frage zu ſagen
iſt. Der „Vorwärts“ ſchreibt:

„Wenn ein Kaufmann ſein vom Vater ererbtes gut-
gehendes Geſchäft leichtſinnig zugrunde richtet und in
Konkurs gerät, dann verliert er ſein Vermögen.

Wilhelm von Hohenzollern ruinierte Denutſchland,
aber er bekommt dafür noch etwas herausbezahlt, und
zwar eine recht beträchtliche Anzahl von Millionen.

Dies wenigſtens iſt der Sinn des Geſetzentwurfs
ber den Vergleich zwiſchen der Krone und Preußen,
der nunmehr als Druckſache der preußiſchen Landes-
verſammlung u nger iſt.

Dieſer Vergleich, der merkwürdigerweiſe vom Fi-
nanzminiſter und vom Juſtizminiſter Preußens ſchon
vollzogen iſt, ſtellt, wie man ſchon bei flüchtiger Durch
ſicht ſieht, ein Muſterbeiſpiel einer alt-
preußiſchen Miniſterialarbeit dar. Jnrecht geſchickter Weiſe wird darin die Auseinander
ſetzung zwiſchen Preußen und dem Exkaiſer rein auf
die vermögensrechtliche Seite der Sache geſtellt. Mit

Politik und r mit der Ver-antwortlichkeit gegen Land und Volk hatman auf dieſe Weiſe nichts zu tun. Man beruſt ſich
dabei kühl auf den 8 153 der Weimarer Verfaſſung, der
das Privateigentum ſchützt. Es iſt vielleicht gut, hier
daran zu erinnern, daß die Reichsverfaſſung gegebenen-
falls auch Rechtsmittel an die Hand gibt, durch beſondere
Geſetze Eingriffe in Privateigentum vorzunehmen.
Vielleicht bietet die Auseinanderſetzung zwiſchen Krone
und Preußen Gelegenheit, dieſes Rechtsmittel anzu-
wenden.

Der intereſſanteſte Abſchnitt des Entwurfs iſt
zweifellos der 534. In der Begründung dazu wird ge-
ſagt, daß das Königshaus „im Intereſſe der Allgemein-
heit“ ans ſeinem Privatvermögen Grundſtücke,
Kunſtwerke und andere Gegenſtände und Rechte an den
Staat abgibt, für die dieſer eine

Abfindung von 100 Millionen Mark
zahlen ſoll. Auffallen muß nun, daß in einer amtlichen
Aeunßerung, die durch die Preſſe ging, das Zuſtande-
kommen der Abfindungsſumme von 100 Millionen
Mark ganz anders erklärt wurde. Dort wurde
nämlich behauptet, daß es ſich dabei um die Ablöſun
der Rente aus den Kronfideikommiſſen handele, die na
der Regelung vom Jahre 1820 dem Hohenzollernhaus

Millionen Taler abwirft. Es wurde dabei betont,
daß „allerdings nicht feſtgeſtellt worden ſei, ob dieſer
Rentenanſpruch privatrechtlich ſei oder nicht“; man ſei
her trotzdem dazu gekommen, für die vom Königshaus
auf den Staat übergehenden Rechte als Gegenleiſtung
ſie genannte Summe zu gewähren. Feſt ſteht demnach,
daß Preußen 100 Millionen Mark an den früheren
Kaiſer bezahlen ſoll; zweifelhaft iſt nur, wofür,
da die Begründung des Geſetzentwurfes mit der eben

tlerten amtlichen Aeußerung in Widerſpruch ſteht.
Dieſen zu zahlenden 100 Millionen haftet noch eine

weitere Eigentümlichkeit an. Es wird in dem Ver-
gleichsentwurf beſtimmt, daß ſie nicht an die Krone
usgezahlt, ſondern auf die Reichsſteuern vom Privat-
vermögen der Hohenzollern zu verrechnen ſeien. Jn
ſimnles Deutſch überſetzt, heißt das, daß die Hohen-
ollern von der großen Reicksnerm' gensabgabe be
u und daß dieſe Stenerlaſt von Preußen übernommen
wird.

In t 5 der Begründung wird davon geſprochen,
daß nach Abſchluß des Vergleichs die Beſchlag
nahme des Kronvermögens aufzuheben
ſei „Die Beſchlognahme war ebenſo beſtimmt, den
ſtaatlichen Intereſſen, wie dem Schutze des in erregten
Zeiten unmittelbar nach der Revolution beſonders ge
fährdeten Verwögens des Königshauſes zu dienen.“
Es wäre intereſſant zu wiſſen, wie hoch die Entſchä-
digung iſt, welche die Krone dem Staate für ſeine
vierzehnmongtigen ausgedehnten Schutz-, Verwaltungs-
und Nachtwächterdienſte zahlt. Jm Vergleich iſt davon
nichts zu finden.

Dex Vergleich ſoll auf Grundlage des beſtehendenRechtszuſtandes abgeſchloſſen werden. Das ſchafft von

Kr. 36 n e W r e Halle, donnerstag, de
vjvFT S
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Eine Anmußung Müllerundz.

De neue ſranzöſſche Kohlen Droh Note.

Berlin, ll. Februar. Der franzöſiſche Miniſterpräſident hat ber deutſchen Miſſion in Paris eine Note
zug hen laſſen, in der es n. a. heißt:

ach den Beſtimmungen des Friedensvertrages von
Verſailles hat ſich Deutſchland verpflichtet, an Frankreich
7 Millionen Tonnen Kohlen jährlich zu liefern. Anßer-
dem ſoll Deutſchland jedes Jahr an Frankreich eineKohlenmenge gleich dem Unterſchied wiſchen der Jahres
förderung der durch den Krieg zerſtörten Bergmerke des
Nordens und des Pas de Calais vor dem Kriege und
der Förderung der Bergwerke dieſes Beckens in dem
in Betracht kommenden Jahre liefern. Andererſeits ſind
die Mächte vorläufig üb reingekommen nicht ſofort nach
Jnkrafttreten des Vertrages die vollſtändige Lieferung
zu rerlangen. den hat ſich verpflicktet, bis zum

April 1920 monatlich den Alliierten 1 660 000 Tonnen
Kohlen zu liefern. Nun ſtellen nmnanfechtbare Doku-
mente aber feſt, daß Deutſchland im Laufe des letzten
Dezember 10 450 009 Tonn'n Kohlen produziert hat und
an die alliierten Mächte alſo 2 500 000 Tonnen Kohlen
hätte lieſern müſſen, während es nur 600 000 Tonnen
Kohlen geliefert hat. Die Gründe, die man vorgebracht
hat, um die Nichteinhaltung dieſer hochwichtigen Verpflichtun en zu rechtfertigen und die auf die wirtſchaftlichen S wi rigkeiten de R Staates
können nicht als ſtickhaltig betrachtet werden. ie
franzöſiſche Regierung verlangt, daß Deutſch
land die übernommenen Verpflichtungen ansführt und
iſt entſchloſſen, die Rechte der franzöſiſchen
Nation geltendbzu machen, die durch den Frie-
densvertrag ſanktioniert worden ſind.

Unter Bezugnahme auf Artikel 429 des Friedens-
vertrages u die franzöſiſche Regierung hierwit
der deutſchen Regiernung, daß, da Deutſchland die Ve-
dingungen dieſes Vertrages nicht getrenlich erfüllt hat,
die Friſen für die Räumung der beſetzten
Gebiete noch nicht zu lanfen begonnenhaben. Ferner, wenn am 1. März 1920 Dentſckland
in weiterer abſi“tlichter Niterfüllung ſeiner Verpfli
tungen an Frankreich nicht die noch rückſtändigen, bercits
fälligen Mengen, ſowie das volle Febrnaranantnum ge
liefert hat, ſo wird ſich die Regiernng der Republik ge
zwungen ſefen, zu wirtſchaftlichen und finan-
ziellen Sperr und Vergeltnungsmaß-regeln zu greifen.

Hierzu wird von zuſtändiger Seite u. a. bemerkt:
Lediglich der Wiedergutmachungs- Ausſchuß
aſein hat nach dem Friedensvertrag ein Recht, die deut
ſchen Koblenlieferungen feſtzuſetzen, die Ausführung der
deutſchen Veryflichtungen zu überwachen und Maßnahmen

nachkmwt. Der franzöſiſche Miniſterpräſi-dent hat ſich mit dieſer Note Vefugniſſeangemaßt,
die ihm nicht zuſtehen.

Depntſchland hat in dem Protokoll lediglich erklärt, mit
der Lieferung von Kohle ſooleich beginnen zu woſſen; be-
ſtimmte Mengen vorzuliefern, hat Deutſchland
nicht verſprochen, Als Gegenleiſtyung für die durch-
aus freiwillige Vorlieferung von Kohle ſollte dem Wieder-
autmachungs- Ausſchuß nach Jnfrafttreten des Fri-densver
trages vorgeſchlagen werden, daß Deutſchland 1 669 909 To.
bis zum 30. Anril monatlich ar die Entente liefern ſo. Da
die Anforderungen ſeitens des Wiedergutmachnnosausſhuſſes

zu treffen, falls Deutſchland ſeinen Verrflichtungen n

friſt für den Beginn der Pflichtlieferungen entſcheidend ſind,
folgt, daß eine Verpflichtung Deutſchlands zur
Lieferung beſtimmter Mengen bisher nicht
beſtehe und deshalb auch kein Vorwurf für
Dentſchland daraus hergeleitet werden kann, daß be
ſtimmte Mengen nicht erreicht worden ſind.

Wirtſchaftlich liegt in den freiwilligen Kohlenliefe-
rungen vor Ablauf der Ankündionngsfriſt ein gewal-
tiges Opfer Deutſchlands und zugleich ein ſchlagen-
der Beweis für die Bereitwilli-keit, ſeine Pflichten zur
Wiedereutmachung nach beſten Kräften zu erfüllen, die
eigentlich volle Anerkennung von ſeiten der Alliierten ver-
dient hätte.

Die Finweiſe auf Vergeltungsmaßregeln und
auf eine Aenderrna des rtikels 429 des Friedensvertrages,
der die Räumungsſriſt für die be'etten Gebiete regelt. er
ſcheint nicht verſtändlich. Auch für die Beurteilung
dieſer Fragen iſt nicht die franzöſiſche Regiernna, ſondern
nur der Wiedergutmachungs- Ausſchuß zue
ſtändi g.

ch

D'e Londoner Perhandlungen.

Potis. 1f. Fehruar. Heufe nachmittag iſt Miniſterpräſi
dent Millerand. benleitet von Marſchall Foch. General Weygand
nnd anderen nach London abgereiſt. Der Miniſternräſident wird
ſich drei Tege in London au' halten. Nach einer Pariſer Blätter
meldung ſoll das unmiftelhare Ergebnis der Londoner Be
ſprechungen die Wiederherſtellung der erkaltenden oder gar abge
brochenen engliſch-framöſiſchen Freundſchaft ſein. Die Jnkimilät
ſei nicht mehr ſo. wie ſie für das Wohl und die Nuhe der beiden
Länd“r nö ig ſei. Es Forrſche Mißtrauen, ſowohl auf militfriſchemn
wie auf diplomatiſche Gohiete.

Frankreich darf nicht nachgeben

aris, 11. Febr. Vor dem Kammerausſchuß für aus
wärtige Angelegenheiten erklärte geſtern Miniſterpräſident
Millerand, er ſei dem Plan, die Türkenin Europo
zu erhbalten, günſtig geſtimmt. Die Kommiſſi n nahm ſchließ-
lich eige Tagesordnung an, in der ſie zum Ausdrüud bringt,
daß die Rechte Frankreichs in Konſtantinopel, ſowie in
Kleinaſien, Syrien und Paläſtina im Sinne des im Jahre
1916 getroffenen Abkommens gewahrt werden. Von der
Kommiſſion wurde alsdann General Nieſzel vernom-men, der erklärte, die Deutſchen gäben „ſalſche Aus-
künfte“ und verſuchten „Drohungen und Einſchüchterungen“.
Nach ſeiner Anſicht dürfe man niemals nachgeben, noch dürfe
man mit den Dentſchen ſich in Erörterungen ein laſſen. Er
behaurtete auch, Deutſchland habe 450 090 Mann unter
den Waffen, erklärte jedoch, daß die Ablieferung des Mate-
rials in normaler Weiſe erfolge. Er ſtellte ferner die
Behaurtung auf, deutſche Offiziere dienten in der
roten Armee, und wenn man Deutſchland geſtatte, mit
den Bolſchewiſten in Verbindung zu treten, könnten daraus
ſchwere Ungelegenheiten entſtehen.

und eine beſtimmte vertrgssmäßig feſtgeſetzte Ankündigungs-

Wil on gegen die Auslle'erung.

Paris, 11. Februar. Nach einer Radiomeldung aus
Waſhington ſoll Präſident Wilſon die Abſicht haben,
dem deutſchen Kronprinzen auf ſein Telegramm zu
antworten. Jm Weißen Hauſe glaubt man, daß Wilſon
die Gelegenheit benutzen werde, um öffentlich zu erklären,
daß er immer der Forderung der Aliierten, betreffend die
Anslieferurg der Schrſtigen, abſolut feindlich gegen-
über ge''anden bobe. Er würde jedenfalls auch erklären,
daß er ſich energiſch jeder Faltung widerſetzen werde,
die das Ziel hahe, die Apelieferung zur Aburteilung aller
Dertſchen, ſowofl der Militärperſonen als auch der Zivjil
perſonen, zu erlangen.

100 Jahre zeigt in allen Staaten FTeutſchlands eine
Richtung, die auf eine Trennung des Staatsſäckels von
dem Privatportemynnaie der Fürſten hinzielt. Violes,
was früher aus allgemeinen Staatsmjtteln vom König
gebant oder angekanft wurde, iſt ſo ſväter „Nrinvaibeſisz“
geworden. Es iſt deshalb begreiflich, daß Wilhelm ſich
lieber auf dem Boden des beſtehenden Rechtszuſtandes
vergleſcht, als ſich auf eine Unterſuchung über
die Herkunft der einzelnen Vermögens-ſt ücke, ſeines jetzigen „Privatbeſites“ ein zulaſſen. Die
Auswahl der Pechtsgelehrten der Kommiſſion zur Vor-
bereitung des Vergleichs ſcheint dieſer Auffaſſung an-
gepaßt worden zu ſein.

Jm s 1 des Vergleichs verzichtet das Königs-
haus auf die Schlöſſer und Grundſtücke, die dem
Staate gehören.

Das iſt reizend von Amerongen.
Aber Wilhelm erhält dafür auch als „unzweifel-

mögen.

haftes Privateigentum nach dem beſtehenden Rechts

Grundſtücke, eine ganze Anzahl Häuſer uſw. in
Vorlin. Potadam, Kiel, Plön uſw. Dazu die Herr-
ſchaften Schwedt, viele Haus- und Kron-
fideikonmißgüter und Forſten, die Be
ſitzungen in Oels. Cadinen, Rominten,
Urweiler uſw. uſw. Dazu kommt noch das Haus
vermögen, das Fideikommiß- oder Lehns-
vermögen und das freie Privaiſchatullver-

In dicſem ſind dem Vernehmen nach etwa
175 Millionen Mark an guten Fnduſtrie-
akiien und Obligationen, vielen Hypo-theken, ſonſtigen Wert papieren und nicht allzu
viel Kriegsonleihe enthalten. Der Exkaiſer hatte ja
immer gute Beziehungen zu Induſtrie und Handel. Die
Kroninſignien, die nicht viel wert ſind, erhält der Staat,
die Kronfuwelen dagegen verbleiben dem
LönigshansJm 8 2 übereignet das Königshaus aus ſeinem
Privatbeſitz dem Staate Brundſtücke. Unter dieſen 25
9ummern ſind ein halbes Dutzend Ruinen und kleine
harmloſe Häuschen. Jagd,ſchloß“ Stern z. B. beſteht
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n en

ans 2 Zimmern nnd Küche, ber „Fäge
wer See gehört ſowieſo dem Forſtfisknus.

zumeiſt Randgrundſtücke
ie wenigen werkvollen Sachen, z. B. Orangerie in

ſcheint die Krone vorteilhaft „getauſcht“ zu
den.

Da Wilhelm von Abfundien aber noch nicht genug
Schlöſſer hat, ſtellt ihm der Staat für ſeine Lebenszeit,
für die der Kaiſerin, des Kronprinzen und deſſen
Fran noch Schloß und Park Homburg, Ce-
eilienhof mit Neuem Garten und Matro-ſenſtation in Potsdam und eventuell noch das Mar
morpalais zur koſtenloſen Benutzung zur Verfügung.
Ein Mauſoleum in Potsdam ſchenkt ihm Preu-
ßen noch als Zugabe.

In der Begründung dazu heißt es:
„Es entſpricht einem Wunſche des Königshau'es, für den

voormaligen König und ſ. ine Gemahlin für den Fall der
Rückkehr nach Deutſchland eines der von ihnen be
vorzugten Schlöſſer auf Leben it zur Benutzung überwieſen
n erhallen Da ſtaatliche Jn er ſſen einer Erfüllung dieſes
Wunſches nicht entgegenſtehen, ſollen Homburg. Cecilien-
hof. Marmorvalagis u'w zur Verfügung geſtellt werden

Hier ſträubt ſich die Feder, einen Kommentar zu
ſchreiben! Wegen ihrer geradezu rührenden Ungeniert-
heit ſei nur noch die im 8 2 angewandte Beſtimmung
es S. feſtgehalten. Dieſe lautet dahin, daß die von
Preußen dem Kaiſer unentgeltlich zur Verfügung ge-
ſtellten Schlöſſer und Parks „ſolange ſie nicht bewohnt
iind, dem Publikum möglichſt in der bisherigen Weiſe
zur Beſichtigung und Benntzung offen zu halten ſind.“

S 5 beſtimmt, daß Heil uns! das Hohenzollern-
muſeunm in einem ſtaatlichen Schloſſe (Monbijfou) er
halten bleiben ſoll. Die erſten und letzten Hoſen aller
Hohenzollern ſind ja wichtig genug, um angeſtaunt zu
werden

ſo ſtehts wörtlich das Königs-Im 87 „entfagt“
haus auf alle Anſprüche auf die vormals königlichen
Thegter in Berlin, Hannover, Kaſſel und Wiesbaden.
Das Königshaus „überläßt“ dem Staate auch
alles, was dazu gehört. Da die Krone nicht
ut „ihre“ Theater öffentlich meiſtb'etend verſchachern
ann, ohne allzu geldgierig und lieblos zu erſcheinen,

entſant ſie lieber zugunſten des Staates, dem die Thea
ter übrigens Millionen an Zuſchüſſen koſten.

Genz unverſtändlich iſt uns 8 8. Jn ihm ver-
oflichtet ſich der Staat gegenüber dem abgedank-
ten Kaiſer, die Preußen nach dem Vergle'ch zufallen-
den „Banwerke, den Hunſtbeſitz und die übrigen Gegen-
ſtände, die einen wiſſenſchaftlichen, geſchichtlichen oder
künſtleriſchen Wert haben. zu erbalten, auf ſeine Koſten
pfleglics zu behandeln und der Allgeweinheit darernd
zugänglich zu machen“. Der dritt- Abſatz dieſes Para-
graphen lautet dagegen: „Das Königshauns wird da-
rauf Bedacht nehmen. daß die in ſeinem Be-
ſitz verbleibenden, künſtleriſch oder geſchichtlich hervor-
ragenden Bauwerfe in ihrer Eigenart möglichſt un-
verſehrt erhalten bleiben.“

Die Geeimräte der Kommiſſion verpflichten
alſo den Staat, während ſie Seine Majeſtät untertänigſt
darum bitten, darauf Bedacht zu nehmen, möglichſt
Der F 12 gibt dem undankbaren Untertan ein ähn-

liches Beiſpiel edelſter Königsgnade. Da iſt das Königs-
hans „damit einverſtanden, daß die Kronrente ab

April 1020 wegfällt“. Alſo zahlte Preußen d'm ab
gedanften Kaiſer ſein Millionengebalt noch während
17. Monaten nach der Revolution voll weiter! Iſt das
möglich und begreiflich

Der s 183 ſchiebt für einundeinhalbtauſend Hof-
beamte, Penſionäre, Wartegeldempfänger, Wit-
wen und Waiſen, alle Laſten dem Staate zu!
Das ſind zweifellos enorme Summen, die Preußen all
jährlich dafür wird aufwenden miiſſen. Die Krone ſcheint
dem „entſagt“ zu haben, hier dem Staate irgendwie
helfend mit ihrem Pieſenvermögen unter die Arme zu
greifen. Der Veroleich enthölt wenig“ens nichts da-
rüber. Wie eine Denkſchrift der Hofbeamten der Lan-
desverſammlung vor einiger Zeit miteilte, erhalten
Hofmarſchälle, Hofdamen uſw. ſchon jetzt vom
preußiſchen Staate 12 000 bis 18 090 Mk. jährlich Warte-
gels reſp. Penſion, während die kleinen und ſchlecht be-
zahlten Kutſcher, Lakaien uſw. zurzeit den preußi-
ichen Finanzminiſter und den kgl. Hausminiſter verklagt

z S neDe Hölle.
50 Koman von Henrt BVarbuſſe.
Allein berechtigte deutſche Ueberſetzung von Max Hochdorf

(Copyrighi by Maas Rascher, Verlag A G., Zürich.)
(Rachdruck verboten

„Werde ich die Werde ich die Zeithaben
Schwach hörte man ein Stimmengeraſſel, das faſt in dem

Munde 'verhallte. Dann wurde die Stimme noch einmal
in die Gewohnheit des äußeren Lebens eingefügt und ver-

Zeit haben

nehmbarer. Der Sterbende ſagte: „Anna, ich möchte dir
ein Bekenntnis machen.“

Die Stimme war faſt wieder belebt. Sie fuhr fort:
„Jch möchte nicht, daß dieſe Sache mit mir hinſterbe. Jch
habe Mitleid mit die er Erinnerung, Mitleid habe ich. Ach,
daß ſie nicht hinſtürbe! Jch habe eine andere Frau vor
dir geliebt. Ja, ich habe geliebt. Trauriges und ſüßes Bild.
Jch möchte dieſe Beute dem Tode entreißen. Dir vertraue ich
das Bild an. weil du mir nahe biſt.“

Er fammelte ſich, um das Weſen zu erſchauen, von
dem er geſprochen hatte. Es war faſt ganz verlbſchen und
ausgewetzt.

Der Sterbende ſagte: „Sie war blond und lſeuchtend
Anna. du brauchſt nicht eiferſüchtig zu ſein. Selbſt wenn
man nicht liebt, iſt man manchmal eiferſüchtig. Es war kaum
einige Jahre her, daß du geboren warſt. Ein kleines Kind
warſt du, und nur die Mütter kehrten ſich erſt auf der
Straße nach dir um. Sie und ich, wir haben uns im Herr-
ſchaftspark ihrer Eltern verlobt. Sie hatte blonde Locken,
die ganz voll von Schleifenſchmuck waren. Jch ſprengte auf
dem Pferd vor ihr her. Sie lächelte mir zu. Jch war
damals jung und noch ſtark und voll Hoffnung und von
Sturm. Jch glaubte noch, daß ich die Welt erobern würde,
und daß ich ſogar die Methode ganz nach meinem Belieben
auswshlen dürfe Ach, ich bin ſchnell zur Wirklichkeit zurück
geſchleudert worden! Und jünger war ſie, die Blonde,
noch als ich. Sie war eben derart erſt erſchloſſen, daß ſich
auf der Gautenbank, wo wir ſaßen nicht weit von uns auch

am Saerv-
Das iibrige

ei Stiaatsſchlöſſern. Für

WTVB. Kiel, 11. Februar. (Drahtnachricht.) Nach dem
amtlichen Ergebnis der Volksabſtimmung in der erſten Jone
von Nordſchleswig wurden abgegeben 25 223 Stimmen für
Deutſchland und 74 887 Stimmen für Dänemark.

Die Volksabſtimmung in der erſten ſchleswigſchen
ne hat knapp drei Viertel däniſche und ein reichliches

iertel dentſche Stimmen ergeben. Der däniſche Stim
menvorſprung iſt groß ger pa. um als deutliche Willens-
kundgebung der überwiegenden Bevölkerung für Däne-
mark gelten zu müſſen. Dem hat ſich ein Sozialdemokrat
u fügen, wenn es uns natürlich auch ſchmerzlich iſt,
aß ein Land von uns getrennt wird, das ſolange zu

r Kebört hat, in dem eine immerhin ſtattlicheAnzahl von Volksgenoſſen wohnt, und daß uns vielleicht
erhalten geblieben wäre, wenn nicht die wahnwitzige
Unterdrückungspolitik des alten Syſtems in einem
großen Teil der an ſich Deutſchland nicht feindlichen
Bevölkerung Haß und Erbitterung gefät hätte.

Soweit die deutſche Minorität zwiſchen der däniſchen
Bevölkerung verſtrent wohnt, wird man ihr Schickſal,
von Deutſchland losgetrennt zu werden, wohl betklagen,aber nicht ändern können. Jn nationat gemiſchten Ge
bieten iſt es nun einmal nicht möglich, die Grenze ſo zu
iehen, daß auch der Letzte einer jeden Nationalität zu
em Staate kommt, dem er angehören möchte.

Etwas anderes iſt es aber mit den Gebieten, in
denen die deutſchen Stimmen ſiberwogen haben. Auch
hier kann man nichts Unmögliches verlangen, man
kayun nicht fordern, daß Städte, die überwiegend deutſch
geſtimmt haben, wie B. Apenrade oder Sonderburg,
aber von überwiegend däniſchem Land umgeben ſind,
als deutſche Erflaven fortbeſtehen, und daß die Grenze
einen unmöglichen Zickzackkurs nimmt. Aber es iſt
Tatſache, daß ein Teil, der am rein“ en deutſch geſtimmt
at, nämlich die Stadt Tondern und ihre Umgebung,
art an der Südgrenz- des Abſtimmungsgebietes liegt.

Mit vollem moraliſchen Recht kann die Forderung er-
hoben werden, daß wenigſtens Tondern bei Deutſch
land bleibt.

Der von der Entente vorgeſchriebene Abſtimmungs-
modus verhindert das zunächſt. Ueber die erſte Zone
wird en bloe entſchieden. Aber durch die Tatſache, daß
in der zweiten Zone die Abſtimmung nach Gemeinden
entſcheidet, erkennt die Entente ſelber an, daß es ein
gerechteres Verfahren der Grenzziehung gibt. Wenn,

M Verluſt der erſten Zone
was wir beſtimmt annehmen, die zweite Zone ſich ganz
überwiegend für Deutſchland entſcheidet, ſo müßten
auch noch ein nachträgliches Abkommen über Tondern
mit der däniſchen Regierung angeſtrebt werden.

Als Sozialdemokraten müſſen wir dagegen Proteſt
erheben, daß bei der Ausleſe der Abſtimmungsberech
ſgten die Arbeiterſchaft ungemein benachteiligt worden
ift. Alle ſeit 1910 Zugezogenen waren von der Wahl
ausgeſchloſſen. Natürlich ſind dies in erſter Linie dieJndufſtriearbeiter, die u den großen Werften der

afenſtädte arbeiten. Dieſe Entrechtung macht ſich be-
onders auch in der zweiten Abſtimmungszone bemerf

bar, wo in der aufblühenden Jnduſtrieſtadt Flensburg
faſt die Hälfte der Arbeiter von der Mitbeſtimmung
ausgeſchloſſen wird. Natürlich wird das Bild der Volks
ſtimmung nicht unweſentlich dadurch gefälſcht, daß zwar
alle die mitwählen durften, die im Abſtimmungsgebiet
geboren ſind, aber ſeit Jahrzehnten anderswo wohnten,
nicht diejenigen, die ſeit zehn und zwanzig
Jahren ihren Wohnſitz dort haben. Durch dieſe Be
ſtimmung iſt natürlich auch das Wahlrefnliat in der
erſten Zone für Deutſchland erheblich verſchlechtert wor
den. Die däniſche Regierung darf ſich nicht wundern
wenn unter der wirklichen Bevölkerung ſich ſpäter derr der Deutſchen größer erweiſt als ſetzt die
Abſtimmung annehmen läßt.

Mit der en bloe- Abſtimmung und dem Ausſchluß
der Zuge wanderten vom Wahlrecht hat die Entente ihr
Ziel erreicht: mittels einer ſicheren däniſchen Mehrheit
möglichſt viel Deutſche nach Dänemark herüberzubringen
und Deutſchland auch ſo wieder zu verkleinern.

Für die Dänen bedeutet der Zuwachs an deutſcher
Bevölkerung ein Dangergeſchenk. Deſſen ſind auch die
klarſehend en volitiſchen Elemente, namentlich auch in
der däniſchen Sozialdemokratie, voll bewußt. Soll nicht
neuer Haß zwiſchen den Völfern geſät werden, ſo wird
nötig ſein, daß Dänemark ſich jeder Unterdrückfungs
volitik gegen die dentſche Minderheit enthält. Zu nn-
ſeren dän ichen Varteigenoſſen haben wir das volle Zu-
trauen doß ſie dahin wirken werden. Hoffentlich gelingt
es ihnen. die ruhige und beſon nene Politik, die ſie wäh
rend s Krieges etrieben haben. auch für die Bukunf
in Dänemark durchzuſetzen. Fede Politik des Zwanges
negen die deutſche Bevölkerung würde dem deutſchen
Volke den ſchmerzlichen Verluſt feden Tag neu vor
Augen führen.

haben, weil man mit Hilfe eines tückiſchen Kündigungs-
paragraphen ihnen ihre mitunter während Jahrzehnten
erdienten Penſionsvfennige nicht gewähren will.

Das ſei der erſte Anszug aus dem „Vergleich“.
Er erſcheint unbegreiflich. Mehr. er iſt unmöglich.
Dieſe Miſchung von regftionärer Geheimratsarbeit und
hohenzollernſcher Geſchäftsgeriſſenheit gehört in den Or-
kus. Gegenüber ſolcher raffinierten Ver-
dienſtbefliſſenheit
ſteht rieſengroß und entſetszlis die Not und das Elend

von Millionen
und aber Millionen des Volke s. Und wenn
es eine irdiſche Gerechtigfeit gibt, dann wiegt das hohen-
zollernuſche Privatintereſſe ſederleicht gegentiber einer
zentnerſchweren Schuld.“

Beumtenh ſoldungsreform.

Von R Krüger- Merſeburg.
Milakied der preußiſchen Landes rſammlung

Noch iſt faſt nich's über die eigentliche Vorlage der Regie-
rung belannt und ſchon wird von ollen Keiten, ob berufen oder
unberufen in Wort und Schritt Stellung dazu genommen. Durch
die Jndiskretion kines Beamten kam der Entwurf eines Ge-
hbeimrates an die Offentlichleit, der ſchon längſt nicht wehr als
Grundlage zum Aufbau einer neuen Veſoldung gilt. Iſt nun
ſchon der Kommiſſion im Parlament noch nichts bekannt. ſo iſt
es um ſo unverſtöndlicher. daß Anßenſtebende zu allen möglichen
Veröffentſlichungen S ellung nehmen, noch zumal zu einem Ent-

ihre Puppe befand. Daran erinnere ich mich noch. Wir
ſagten uns: „Wenn wir alt ſein werden, dann werden wir
zuſammen wieder in dieſen Garten hineingehen. Willſt
Du Wir liebten uns du verſtehſt doch Jch hab'
keine Zeit, um dir alles genau auseinanderzuſetzen, aber du
verſtehſt doch, Anna daß dieſe wenigen Reliquien der Er
innerung, die ich dir h'er anvertraue, ſchön ſind, daß ſie
ſchöner ſind als man glaubt Sie iſt in dem gleichen
Frühling geſtorben, an dem gleichen Tage ich erinnere mich
noch genau daran wo man unſeren Hochzeitstag ſchon
offiziell feſtge ſetzt hatte, und wir beſchloſſen, einander zu
duzen. Eine Epidemie, die unſer Land heimfuchte, warf
ſich auch auf uns. Jch allein ſtand wieder auf. Sie hatte nicht
die Kraft, dem Ungeheuer zu entſchitpfen. Das iſt jetzt
fünfundzwanzig Jahre her. Anna, fünfundzwanzig Jahre
liegen zwiſchen ihrem Tod und dem meinigen. Und hier,
das koſtbarſte Geheimnis: ihren Namen.“

Er murmelte ihn. Jch verſtand den Namen nicht.
Er ſagte: „Anna, wiederhole mir den Namen!“
Sie wiederholte unbeſtimmte Silben, die unbeſtimmt zu

mir hinſchwirrten, ohne daß ich ſie in ein Wort zuſammen
fügen konnte. Man muß ſehr ſcharf hinhören, um einen
unbekannten Eigennamen zu erfaſſen. Die fehlenden Teile
eines Satses erzgänzen und reihen ſich zündbar zuſammen,
doch der Eigenname bleibt immer vereinzelt.

Der Sterbende wiederholte, und ſeine Stimme war ſchwach
wie das Taglicht: „Jch vertraue dir den Namen an, weil
du in meiner NT7he biſt. Wäreſt du nicht da, ich würde ihn
irgend jemandem, irgend einem anderen anvertrauen, nur
damit er aus mir erlöſt werde.“

Geme,'en und tonlos fügte er hinzu, damit ſie ihm
bis zu Ende dienen könne: „Jch habe noch etwas anderes
zu beichten, eine Sünde und ein Unglück

Du haſt nicht vor dem Prieſter gebeichtet?“ fragte ſie
erſtaunt.

Er begnügte ſich, ihr zu erwidern: Ich habe ihm faſt
nichts geſagt.“ Und er fuhr fort mit ſeiner ruhigen, weit
hinſtrömenden Stimme: „Jch habe während unſerer Ver
lobungszeit Verſe gemacht, Gedichte über uns. Das Manu-
ſtript trug ihren Naman. Mir laſen dieſe Verſe zuſammen.

wurf der längſt ſchon aufgehört hat. ein ſolcher zu ſein Jcder
Beamte müßte heute wiſſen daß nur große Bervrfsorganiſationen
in der Lage ſind. die Wünſche vnd Forderungen der einzelnen
Beamtengruppen zu vertreten Dieſen Gedanken vertritt auch
die Reiche- und Stagatsregierung. indem die Stellen die zur
Ausarbeiturg eines Regiernngsentwurfes beſtimmt ſind. ange
wieſen wurden. in enaſter Fühlung mit den Zentralſte ren der
Beamtenorganiſationen zu bleiben. Iſt nun das Ei ſelbſt noch
nicht gelegt. ſo iſt es doppelt erſtaunlich. daß ſich ſchon ſetzt eine
große Anzahl von Beamtengruppen über Form und Jnhalt des
noch nicht vorhandenen Obſeks in die Haare geraten. Erſt wenn
die Vorlage offiziell bekanntgemocht wird und es ſind einzelne
Wünſche wenig oder gar nicht berückſichtigt worden. iſt es Zeit zu
großen Proteſtak lionen oder irgend welchen andern Demonſtra
tionen. Jedoch dies ſchon ſetzt tun. hieße mit Kanonen nach
Spauzen ſchießen Da nun ſelbſt die Vertreter im Parlament die
Vorlage noch nicht kennen und auch nur intern in einem Vor-
trag von dem Stand der Dinge unterrichtet worden ſind. ſo wäre
es verfehlt, hier über die Materie zu ſchreiben aber auf einiges,
was in letzter Zeit zum Ausdruck kam. muß doch eingegangen
werden. So werden allem Anſchein nach 13 Klaſſen geplant
Nun zeiat es ſich. daß kleine Beam engruppe in die erſte oder
niedriaſte Be'oldungsklaſſe hin inwill. Wenn dies als Zeichen
der Tüchtigkeit gelten ſoll. ſo iſt es erfreulich denn wir wiſſen
ſede Gruppe iſt überzeugt daß nur ſie allein tüchtiges leiſtet. aber
techniſch iſt es eine Unmöglichkeit. Dann müßie mit Klaſſe 2
anc, fangen werden. was wär- dies aber für ein kindiſches Spiel
denn dann wäre doch der Effekt derſelbe wie vordem Dies kann
auch bei der Veurteilung der Klaſſen nicht maßgebend ſein. Le
gen wir die Leiſtungstüchtigkeit zu Grunde. ſo kommen wir zu
dem Reſulat., daß jeder brauchbare Beam e ein Eriftenzminimum
haben muß. damit er den An'prüchen. die der jetzigen teuren
Zeit entſpringen. gerecht werden kann. Dabei muß der Grund
ſatz gleiche Leiſtungen aleiche Bezahlung“ ſtreng gewahrt wer
den. Hierbei muß auch die Stunde nleiſtung der höheren Be

wir liebten und bewunderten ſie zuſammen. Wenn ich ihr
eine neue Dichtung mitteilte, dann ſchlug ſie in die Hände
und rief: „Das iſt ſchön, das t ſchön!“ Waren wir zu
ſammen, dann wanderte das Buch immer mit uns. Nach
unſerer Meinung war es das ſchönſte Buch, das man jemals
geſchrieben hatte. Sie wollte nicht, daß dieſe Verſe ver-
öffentlicht würden und aus unſerem Geheimnis herausträten.
Eines Tages hat ſie mir in dem Garten ihren Willen kund-
gegeben: „Niemals, niemals!“ rief ſie. Sie ſchüttelte ihren
zierlichen Kopf, auf dem die Flechten tanzten, und wieder
holte, wie ein kleines, eigenſinniges und hartnäckiges Mäd-
chen, dieſes Wort, das viel zu groß für ſie ſchien.“

Während der Sterbende die ſpärlichen Züge der Per
gangenheit vervollſtändigte und wiederaufbaute, war ſeine
Stimme ſtärker und ſchwingender geworden. Er ſagte: „Eine
Tages hatte es vom Morgen an geregnet. Es war ein lang
weiliger ununterbrochener Regen, und wir waren im Trelb
haus, und ſie ſagte: „Philipp“ Er unterbrach ſich
„Sie ſagte zu mir Philipp, genau ſo wie du.“ Er hiel
ein; er war erſtaunt über die allzueinfache Einfachheit des
Satzes, den er eben hingeſprochen hatte. Dann fuhr er
fort: „Sie ſagte: „Kennſt du die Geſchichte des engliſchen
Malers Roſſetti?“ Und ſie erzählte mir dieſe Geſchichte
die ihr ſo lebhaften Eindruck gemacht hatte: Roſſetti hatte der
Dame ſeiner Liebe verſprochen, daß er ihr die Handſchrift
ſeines Buches, das er nur für ſie geſchrieben hatte, für alle
Zeit zurücklaſſen würde. Stürbe ſie, ſo würde er das Buch
mit ihr in ihrem Sarge verfenken. Sie ſtarb, und er tat
es wirklich und begruh die Handſchrift mit ihr. Aber ſpäter
wurde er von der Ruhmesliebe geveinigt, und er brach
ſein Gelübde und erbrach das Grahb.

Sie aber ſagte zu mir: „Du wirſt mir dein Buch zu-
rücklaſſen, wenn ich vor dir ſterben ſoll, und du wirſt es
nicht wieder aus dem Grabe herausnehmen, Philipp!“ Und
ich lachte und verſprach, und ſie lachte auch.

Jch erholte mich von der Krankheit. Als ich kräftig
genug war, teilte man mir mit, daß ſie tot wäre. Als ich
ausgehen konnte, führte man mich zu ihrem Grabgewölbe,
zu dem geräumigen Grabesbau, der bei ihrem Volke üblich
iſt, und der irgendwo den neuen und winzigen Sarg ver-

barg. (Fortſetzung folgt.)

häuſe



amten entſprechend geregelt werden. Wir können uns als armes
Volk nicht mehr den Lurus leiſten. Dezernenten mit einſtündiger
Pürozeit genau ſo zu entlohnen. als ſolche die 7 und 8 Stunden
Dienſt tun Hier muß jede Kraft volkswirtſchaftlich zum Wohle
des Volksganzen ausgenutzt werden. Wird ſo das Leiſtungsmaß
als Grundlage der Beſoldung genommen. ſo muß auf der an
deren Seite die Aufrückungsmöalichkeit von den unteren Klaſſen
in die höheren. den Anſvorn zur Erweckung der ſchlummernden
geiſtigen Kräfte in den Beamtenkreiſen bieten. Die Hinderniſſe,
die hier der alie Bürokratengeiſt anfgebaut hat. dürfen nicht
wieder übernommen werden. Auch die ſo ſtark die Leiſtungs
jähigkeit der einzelnen Individuen hemmende Wartezeit muß ſo
geregelt werden. daß nicht der Titel den Ausſchlag. ſondern die
Be oldung Anſporn zu höherer Leiſtungsfähigleit gibt. Alles,
was zum Kaſtengeiſt erzog. war hindernd zur Entfaltung in
freien Spiel der Kräfle und gute Anſätze der geiſtig ſich hoch
entwickelnden Beamten wurden im langſamen. tötendeh Beförde
tunasſuſtem der wilhelminiſchen Zeit vernichtet Der junge,
zatenfreudige Beamie wurde in dieſem Syſtem vorzeitig ſenil.
zum RNachteil ſeiner ſelbſt. ſowie des geſam'en deut'chen Volies.
Hier muß friſche Luft in die Amtsſtuben kommen. Freilich wird
auch nicht alles getan werden können. wie es ſich einzulne Re
ſormer aus malen Dazu iſt d. Komplerx der Arbeiten zu groß
und vielgeſtal. g. aber arundlegend muß vorgearbritet werden.
um dann auch in ſpäteren Zeiten noch abſchleifen und ändern
zu können. Zu den einzelnen Fragen der Teue rung -zuſchläge,
Ortszulagen und Kinderzulagen will ich mich ſpäter äußern. Ein
muß aber noch jetzt geſagt werden, alle Beamten haben die
Pflich wewerk chaftlich fühlen und handeln zu lernen, ihr Ar-
beita. ber iſt das Reich und der Staat. und nur geſchloſſene und
einige VBeamtenorganiſarionen haben ein Recht, Hebung ihrer
Lage zu fordern Da nun Reich und Staat in allen dieſen Fra
gen konform gehen. darf kein Beamter ſich aus S andesgefünlen
heraus, außerhalb ſeiner Gewerkſchaft ſtellen. Jn dieſen Körper-
ſchaflen laufen alle Fäden zuſammen und werden durch berufene
ertreter die Wünſche an die richtige Stelle gebracht. um dann
auch einen gewiſſen Nachdruck zu erhalten. Die Beamten ſind
Mitarbeiter im S aat. als ſolche haben ſie ein Recht auf Hebung
ihrer Lage. Doch nicht nur gewertſchaftlich. ſondern auch politiſch
wuß ſich der Beamte frei machen vom alten Stil und ein neuer
Geiſt muß die Reihen aufmuntern Beamte. denkt an die ver
gangene Zeit der Hörigkeit und weiſt die Vertreter di ſes
Srſtems. die Deutſchnationalen von eurer Tür Bedennt euch
effen zu den Parteien, die euch als voll S'aatsbürger und freie
Männer teilnehmen laſſen. am Staatsleben und am Aufbau.
Dies ſeid ihr euren Kindern ſchuldig.

Um das Rheinland
Man ſpricht ſehr viel von den Perſonen, derena d Er fordert, man ſoll dabei nicht

cht um ſie
9
F.

Der franzöſiſche Annexionismus war bei den ge-
heimen Verhandlungen zwiſchen den Alliierten, in denen
das Dokument. von Verſailles entſtand, nicht in der
Lage, dieſe wahnwitzig übertriebene Forderung durch-
zuſetzen. Er gab deshalb aber ſeine Pläne nicht auf.
Man fann den ganzen Friedensvertrag von Verſaillesaus dieſem Geſſchtépunet heraus als ein Inſtrument

betrachten, das den Zweck hat, die Losreißungdes
Rheinlandes und ſeine dauernde Unter-
ſtellung unter franzöſiſchen Einfluß enit-
egen dem Wortlaut des Vertrags gleich-ſam automatiſch durch zuſetzen.

Der Vertrag enthält eine Unmenge von Forde-
rungen, von denen jeder Menſch weiß, daß Deutſchland
ſie gar nicht erfüllen kann. Und diejenigen, die
ſie geſtellt haben, wiſſen es am aller
beſte n. Denn wenn ſie glauben würden, daß dieſe
Forderungen erfüllbar ſeien, hätten ſie ganz gewiß
endere geſtellt, die unerfüllbar ſind. Es iſt genau die
ſelbe Taktik, die die verbrecheriſchenMachthaber des alten Oeſterreich bei ihrem Ulti-
matum an Serbien befolgt haben. Man ſtellt dem
Gegner Bedinqungen, die er nicht erfüllen kann. damit
man dann mit ihm, dem augenblicklich ſchwächeren,
machen fann was man will.

Herr Millerand in der Pariſer Kammer
triümphierend jene letzten Artikel bes Dokuments
von Verſailles zitiert, die von den ſogenannten Bürg-
ſchaften für die Durchführung handeln. In ihnen wird
geſagt, daß die Alliierten die fünfzehnjährige Be-
ſezungszeit im Weſten nach Belieben
zusdehnéèn können, wenn Deutſchland die ihm
auferlegten Verpflichtungen nicht erfüllt. Frankreich
iſt, das beweiſt ſchon ſein berüchtigter Geheimvertrag,
mit dem Zaren, in das lin s rheiniſche Gebiet
in eingegangen in der Abſicht, nie wieder aus
rherauszugehen. eorausgeſehene Nichterfüllung der unmöglichen Frie-

densvedingungen foll ihm den Vorwand dazu liefern.
Zu dieſem Zweck hat Frankreich. das mit ſeinen

direkten Forderungen bezüglich des Rheinlands nicht
durchdrang. die Auslieſerungsartikel und andere un-
wigliche Bodingungen in den Friedensvertrag hinein
zebracht. Die engliſche Regierung hat aber
ſchon im Dezember 1918 öffentlich erklärt, daß ſie die.
franzöſiſchen Annerionsabſichten nicht
billigt. Ebenſowenig haben die anderen Berbündeten
ein Kntereſſe daran, daß ein neues größeres Elſaß-
Lothringen geſchaffen wird, um das Uebergewicht Frank
a quf dem Kontinent für alle abſehbare Zeiten zu
ſichern.

Die Verbündeten vder wenigſtens ein Teil
on ihnen ſcheinen nun begriffen zu haben, daß
Frankreich die Auslieferungsfrage als
eine Gelegenheit behandelt, das wenige zuerreichen, was ſie ihm nicht gewähren woll u. Und
daraus erklären ſich die Mefnungsverſchie-
denheiten in der Auslieferüngsfrage,
allem Anſchein nach im Lager der Entente entſtanden

in

Frankreich kann eigenmächtig weder die Beſetzungs-jeiten wach den C r der Beſetzung als
ſolchen ändern. Dazu bedarf es eines Mandates der
Geſamtheit der Entente, und dieſes Mandat iſt es
augenſcheinlich, um das ſich jetzt letzten
Endes der ganze Streit unterden Allfier-ten dr eht Frantreichs Verhalten iſt dabei den ich
ſtahen nach korrekt, dem Sinne nach aber ſo unkorrekt

Die vorauszuſehende und

wie ger benn es will jetzt, wie ſchon geſagt, aus
den Alliierten herausholen,' was ſie ihm vor einem
Jahr ſtrikt verweigert haben.

Das iſt der wirkliche Stand der Dinge,dem man neuerdings auch im Lager der franzöſiſchen
Sozialiſten ein etwas beſſeres Verſtändnis entgegen-
u r ſcheint. Der Kampf um den Beſitz
es Rheinlands wird in öle Form einesKampfes gegen den deutſchen Militaris-

mus gekleidet, und die in Frankreich populäre
Forderung der Auslieferung wird als Vorſpann8 annexioniſtiſchen Zwecken mißbraucht.
Es ſcheint, die franzöſiſchen Sozialiſten ſehen allmählich
ein, daß es nicht ihre Sache ſein kann, ſich zu einem
ſolchen Vorſpann herzugeben.

Jm Uebrigen iſt zu bemerken, daß die er h
tr Auslieferungsliſte keinen Termin ſtellen, innerhalb

eſſen die Auslieferungen vollzogen werden ſollen, und
überhaupt in keiner Weiſe den Charakter eines Ulti-
matnms tragen. Ob die Antwort auf die deutſche Note
vom 25. Jannar einen ſolchen Charakter tragen wird,
muß in aller Ruhe abgewartet werden, an der Tatſache,
daß keine deutſche Regierung im'fande iſt, die Ausliefe-
rung zu vollziehen, könnte ja auch durch ein Ultimatum
nichts geändert werden. Das Rheinland wird aber
von Deutſchland niemals aufgegeben
werden, und wenn es den Franzoſen gelänge, ſichdieſer Beute einſtweilen zu bemächtigen, ſo würde
der Kampf um ſie niemals aufhören Nach
der ofſenen oder verſchleierten Annerion des Rhein-
landes durch Frankreich würde es in Deutſchland nur
noch ſehr wenige Pazifiſten geben. Das
rogramm der meiſten Deutſchen würde dann lauten:
Wiedergutmachung des Unrechts, Wieder-
vereinigung des gewaltſam zerriſſenenDentſchkland, wenn es geht, auf fried-
lichem Wege. Aber nur, wenn es geht!

.Ä re
vfe R i dDer Unter e

Unſer Nürnberger Parteiblatt ſchreibt in einem
Artikel folgende beachtliche Zeilen, die wir recht dick
unterſtreichen und denen nichts hinzuzufügen iſt. Jn
dem Artikel heißt es:

„Als vor einigen Wochen die Frage der Anusliefe-
rung des Exrkaiſers erörtert wurde, erklärten Hinden-
burg, Bethmann uſw.: wir ſtellen uns für un-
ſeren Herrn. ür dieſen Mann, der genau
wußte und billigte, daß Oeſterreich unannehmbare
Forderungen an Serbien ſtellte, die den Welt-
krieg auslöſen mußten, wollten ſich die Beth-
mann, Hindenburg, Ludendorff uſw. ſtellen, für das
arme, gepeinigte und halbverhungerte deutſche Volk, das
durch die Schuld der Alldeutſchen und
ihrer Götter ins Elend geſtoßen wurde,
wollen ſie ſich aber nicht ſtellen. Das armeVolk kann untergehen, was ſcherts die Patrioten! Von
einem „vaterlandsloſen Geſellen“ wie Er-
hard Auer müſſen ſich die Patricten ſagen und zeigen
laſſen, wie man für ſein Volk eintritt.
Unabhängige und Kommuniſten zur Auslieferung.

Die Hamburger unabhängige „Volkszeitung“
ſchreibt: „Es iſt eine Lüge, wenn ein großer Teil der
Preſſe behauptet, daß die Mehrheit des deutſchen Volkes
pon einer Auslicferung der Kriegsverbrecher (die Aus-
lieferungsliſte ſelbſt iſt überſchrieben: „Liſte der
Schwerſt- und Schwerverbrecher“) nichts wiſſen will.
Jm Gegenteil, ſo mancher unter uns wird auf der Liſte
manchen Namen vergeblich ſuchen und eine Vervoll-
ſtändigung derſelben für angebracht halten. Es iſt
nichts als eine eitle Spiegelfechterei, ſich heute in großen
Entrüſtungsdemonſtrationen zu ergehen. Die Entente-
mächte ſind die Sieger und unſere Pflicht iſt es, unſer
Volk nicht noch in größeres Unglück hineinzuſtürzen.
Die Zeit des Komödienſpielens iſt vorbei. Jetzt heißt
es „handeln“.

Die ebenfalls in Hamburg erſcheinende kommu
wiſtiſche „Arbeiter-Zeitung“ dagegen will nicht das
Odium auf ſich nehmen, ſür die Auslieferung einzu-

3 Sireten. Sie todelt nur die angebliche Ohnmacht der
gegenwärtigen Regierung, bezeichnet aber v. Lersner

4 4 C ar 4 rals immerhin maunhaft zu nennen“ und teilt die Auf-
ſaſſung, daß ſich keine Organe bereit finden würden, die
Verhaf ung und Auslieferung der Profjtribiecten durch-
zutiühren.

Wir ſtellen dieſe beiden Stimmen nicht zuſammen,
n'n Entrüſrung gegen das unabhängige Blatt zu er-
heben, da wir der Ueberzeugung ſind, daß das über-
flüſſig ſein dürfte. Wir möchten nur zeigen, daß die
Entente, falls ſie darauf ſpekulieren ſollte, daß eine
Linkéregicrung ihr Schergendienſte leiſten würde, ſie ſich
darin ſtark irren könnte. Des weiteren werden auch die
Unabhängoigen daraus erſehen können daßlinfs von
ihnen man bie Frag de Aus lieferungunter ganz anderen Geſichtspunkten be-
trachtet, als ſie es tur

Bereits im Mai ſchrieb
Bolſchewiſten, die Moskauer eſchen Unabhängigen les n nur die mitArbeiterblut befkleckten Stiefel der fran-
zöſiſchen Generäle ab. Genau mie damals geben
die Nnabhängigen die Parole der bedinqungsloſen Un-
terwerfung gus. Dieſe Zeit des Stiefelleckens iſt bei
den Unabhängigen noch nicht vorbei

Ein Reichsguzwanderungs'eſet.

Zum Schutze der Auswanderer, zu ihrer Beratung
und zur Vereinheitlichung aller Maßnahmen, die im
Reichsintereſſe für alle die getroffen werden müſſen. die
künftig außerhalb des deutſchen Vaterlandes ihre Ei
ſtenz ſuchen, iſt von den beteiligten Reichsſtellen der
Eniwurf eines beſonderen Geſetzes aus-gearbeitet worden, der bald nach dem Wiederzuſammen-
tritt der Nationgalverſammlung dieſer vorg legt werden
wird. Ueber die darin enthaltenen Richtlinien wird
folgendes mitgeteilt:

Unter ſchieden wird in dem neuen Geſetz zwiſchen
Anuswanderern über See und den fogenann
wanderern, die nur vorübergehend meiſt in benach-
barten Ländern ehe ſuchen, alſo kaufmänni-
ſchen Angeſtellten, Jnduſtriearbeitern uſw. Der Zeit-

das Organ der ruſſiſchen
„Prawöa“, die deut
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Beit-

wanderer hat natürlich nicht das gleiche Schutzbedürfnis.
Auch nicht gegen ſchwindelhafte Unternehmungen.

Die Fürſorge für die Auswanderer lag früher in
den Händen des Auswärtigen Amtes, dann wurde 1897
im Zuſammenhang mit dem neuen Gefetz eine beſondere
Zentralauskunftsſtelle für Auswanderer, die ſogenannte
„Zafa“, durch den Deutſchen Kolpnialverein begründet.
Später iſt daraus die Reichswanderungsſtelle, noch ſpäter
das Reichswanderungsamt geworden, zur Beratung
der Auswanderer, er dann auch als Zentralaus-
kunftsſtelle für Auswanderer jeder Art. Das neue Ge-
ſetz gibt dem Reich swanderungsamt die geſetz
liche Grundlage.

Das Amt wird Zweigſtellen über das ganze
Reich errichten, von denen ſchon jetzt 21 vorgeſehenr die ſedein eher Rat und
luskunft erteilen. Gewerbsmäßige Betriebe von

Auskunftsſtellen werden nicht zugelaſſen, nichtgewerbs-
mäßige nur nach Prüfung der Zuverläſſigkeit und Sach-
verſtändigkeit. Auch bei der Stellenvermittlung
der zweiten Aufgabe dieſer Organiſation, wird gewerbs-
mäßige Vermittlung nur in Ausnahmefällen zugelaſſen
ſein und auch hier wird nichtge werbsmäßige Vermitt-lung nur nach Prüfung der Juverlaſſigkel konzeſſio-
niert werden.

Die dritte Aufgabe iſt die Vorbereitung der
Siedlung. Auch Siedlungen unterliegen der Kon-
zeſſionspflicht. Zu alledem kommt die Fürſorge für
den Auswanderer auf der Reiſe. Hier ſind im allge-
meinen die zureichenden Beſtimmungen des Geſetzes
vom 9. Juni 1897 übernommen worden. Am Ziel der
Auswanderung werden insbeſondere Kommiſſare für
die Auswanderer vorgeſehen. Von den Auslandsver-
tretungen wird aber auch die Hilfe der deutſchen Aus-
landsvereine in Anſpruch genommen werden.

Die behördliche Organiſation iſt einheitlich
über das r geregelt. Die Ausführung liegt in den
Händen der Länder. Die Aufſicht über das geſamte
Auswanderungsweſen wird in den Händen des Reichs-
amts des Aeußern und des Innern liegen. Die Straf:
vorſchriften verſtärken den Schutz gegen unzuläſſige
Provaganda, d. h. gegen jede künſt liche Steigerung
der Auswanderung.

Das BVetriebsrätegeſetz.

Auf einige Anfragen ſei mitgeteilt, daß der Tag des
Jnkrafttretens des Betriebsrätegeſetzes noch nicht feſt-
geſetzt iſt. Wie wir hören, werden zurzeit die Ausfüh-
rungsbeſtimmungen zu dem Geſetz beraten. Sobald
dieſe fertiggeſtellt und beſchloſſen ſind, wird die Ver
öffentlichung durch den „Reichsanzeiger“ erfolgen.

Sie wiſſen nicht mehr, was ſie tun,

Kommuniſten gegen Kommuniſten.
Nach einem Bericht der „Roten Fahne“ hat der Zen

tralausſchuß der K. P. D. die Beteiligung
an den Betriebsrätewahlen beſchloſſen.In den Betrieben ſollen kommuniſtiſche Fraktionen ge-
bildet werden. Jm Gegenſatz hierzu beſchloß jedoch der
Bezirk Nordweſt, die Teilnahme an dieſen Wahlen nicht
nur als konterrevolutionär abzulehnen, ſon-
dern auch eine ent ſchiedene Propaganda
gegen ſie zu entfeſſeln.

Die Landeskonferenz für Württemberg hat be
ſchloſſen, „in Anbetracht der politiſchen Sitnation, daß
die Bourgeviſie über die größten Teile Deutſchlands den
Ausnahmezuſtand verhängt hat, öffentliche Verſamm-
lungen uſw. unterdrückt, mit einem Wort, daß es dem
Proletarigt nicht möglich iſt, durch Demonſtrationen,
Maſſenſtreiks oder gar den offenen Aufſtand die
politiſche Macht zu erobern, es Pflicht der kommuniſti-
ſchen Partei iſt. ſich aller vorhandenen politiſchen Kampf-
mittel, auch der kleinſten, zu bedienen.“ Sie erklärt aber:
„Nur durch Demonſtrationen, Maſſenſtreiks und letz-
ten Endes den bewaffneten Aufſtand wird das
Proletariat zur Macht gelangen.“
Der Gottesgnadenmann im Lichte des „Kunſtwart“.

Was Leute von Geſchmack und Urteil über die ſitt
liche Veranlagung des Mannes ſagen, der jahrzehnte
lang Deutſchland regierte und ſich heute noch für ein
Genie hält, zeigt die bekannte Zeitſchrift „Kunſtwart“,
die ſehr viel zur Veredelung deutſcher Kultur beige-
tragen hat und auch im Auslande ein hohes Anſehen
genießt. Dort wird bei der Beſprechung des Kautskn-
ſchen Buches über die Schuld am Kriege zu den Rand-
gloſſen des ehemaligen Kaiſers geſagt:

Sie ſind zwar nicht das Wichtiagfte, aber ſie ſind das Auf-
fälligſte in den Kau“sky-Akten und dasfenige. was gegen den
monarchiſchen Gedanken“ mit der meiſten agitatoriſchen Kraft
wirken wird. Ein Mangel an Haltuna, der ſelbſt bei patho
logiſcher Veranlagung bei auter Kinderſtubr“ kaum begreiflich
iſt. ein Mangel an Beſonnenheit im Urteil. eine Kurzſichtig-
keit der Beobachtung und dazu eine Eiteleit. die auch beim
Alleinſein fortdauernd den Bedeutenden ſchauſpielert, Wenn
auch die Macht des Kaiſers nicht halb ſo groß war. wie das
Ausland alaubte, und kein Zehntel ſo groß wie er ſelber
meinte es hleiht doch ein Gedanke zum Schaudern. daß ſolch
ein Mann ungahſetzbar außer durch Revolution an der Spitze
eines großen Reiches ſchalten konnte

Ein Gedanke zum Schaundern! Armer
Willt!

Organiſation der Verbraucher im Ausland.
Der Umſatzder engliſchen Großeinkaufs-

geſellſchaft für 1919 iſt von 65 167 960 Pfund Ster-
ling auf rund 90 Mill. Pfund Sterling (1 160 000 000
Mark) geſtiegen, davon der Umſatz der Eigenbetriebe
von 175096 432 Pfund Sterling auf rund 26 Mihllionen
Pfund ein (530 400 000 Mark). Die Mitglieder-
zahl der angeſchloſſenen Vereine erhöhte ſich von 2 884 584
auf rund 3090 000. Das ſind Zahlen, die den benten
Lehrſtoff, einen nnübertrefflichen Anſchauungsunter-
richt für die deutſchen Verbraucher bieten. Das an Ein-
wohnerzahl ſehr viel größere Deutſchland muß ſich be
eilen, England in der Organiſierung ſeines Verbrauchs
zu erreichen. Daß die Möglichkeit beſteht, beweiſen eben
die mitgeteilten Umſatzzahlen.

m 2Verbot einer rechtsſtehenden Zeitung. Auf Anordnung de
Miniſterpräſidenten von Mecklenburg ſind die Mecklenburget

Nachrichten auf Anordnung des Reichswehrkammandos Stettin
pom 11. d M. ab auf die Dauer von drei Tagen verboten. Das
derbot erfolgte wegen der in einem Artikel gemachten Unter

ſtellung wonach die deutſchen Regierungen den fremden Regie
rungen in der Ausliejernngsfrage zu hein würden



Aus belgiſche Ablommen.

Jn die Ausliefernungsfrage ſpielt ein Abkommen
mit Belgien hinein, das zur Frertigſtellung vorbereitet
war und das durch die Ueberreichung der Auslieferungs-
liſte wahrſcheinlich hinfällig geworden iſt. Die deutſche
Regierung ſollte ſich in dem Abkommen verpflichten,
die erheblichen in Belgien umlaufenden Markbeträge zu
einem außerordentlich hohen Kurs, nämlich dem
Zwangskurs der Kriegszeit, nach Ablauf einiger Jahr-zehnte zurückzukaufen, bezw. einzulöſen, wodurch das
Reich mit einer neuen Schuldenlaſt von Milliarden be-

ſbodenloſen Leichtſinn, ſeiner unermeßlichen Unwiſſen
heit oder ſeinem planmäßigen Landesverrat den Bel
iern grund- und zwecklos ein Milliardengeſchenk auf

Koſten Deutſchlands gemacht hätte. Dabei wußten die
Verleumder rvatürlich ganz genanu, daß gerade zur Ret-
tung von etwa 300 ihrer Parkeigänger (und zum Schutze
Deutſchlands gegen die Gefahren der Auslieferungs-
klauſel) der Finanzminiſter in dieſen ſauren
Apfel gebiſſen hatte. Gerade weil dieſe Herren wußten,
welche Bewandtnis es mit dieſem Abkommen hatte,
konnten ſie ja mit Beſtimmtheit darauf rechnen, daß
Erzberger und Robert Schmidt niemals öffentlich auf-

e

Berlin. 10. Februar. t Zu Beginn der Verhandlung
erteilt der Vorſitz nde dem Angeklagten Helfferich das Wort. um
ſich über den Fall Berger zu äußern. Es handelt ſich dabei um
die Außerungen in der Bro'chüre. in denen dem Angetlagten
Erzberger vorgeworfen wird. daß er am 24. Mai 1917 als Schieds
richer in einem Streit zwiſchen der Berger Tiefbau A. G. und
dem Reichsfiskus zu Gunſten der Geſellſchaft entſchieden habe. und
ſich drei Wochen ſpäter. am 24 Juni. in den mit ſtattlichen
Tantiemen bedach'en Aufſichtsrat der Firma wählen liek

Reichsfinanzminiſter Erzberger gibt auf Befragen des Vor-
ſißenden als Zeuge an. daß er im Jahre 1908 und 1909 in Betreten und ſagen würden: wir haben Belgien die aus-

zuliefernden Kriegsſchuldigen abgekauft. Mit einer
ſolchen Erklärung wäre natürlich die Vollziehung des
Vertrages durch Belgien unmöglich geworden, und des
halb mußten die Miniſter die deutſchnationalen

ziehungen zu der Firma Berger getreten ſſt. Eine perſönliche
Fühlungnahme mit Herrn Berger fand nicht ſtatt. Nach Ein-
trilt in den Aufſichtsrat habe er 20 Stück Aktien, die erſten zu
85 oder 90 Prozent erworben. Sonſt hatte er keine finanziellen
Jntereſſ.n an der Firma. Die Entſchädigungs umme für ſein

laden wurde. Der an ſich finanziell ſehr ungünſtige
Vertrag war vom deutſchen Reichswirtſchafts- und
Reichsfinanzminiſterium nur deshalb befürwortet wor-
den, weil die unterhandelnden belgiſchenMiniſter formell zugeſagt hatten, die Verleumdun gen ruhig über ſich ergehen laſſen, Schiedorichteramt ſei am Ende der Verhandlungen feſtgeſetzt wor-
t i et e en Jede n ohne das Re h dagegen häcben wehren tönnen e et de e ehe en etnicht ligunidiert werden und Belgienwerde die Aus lieferung keines Deutſchen
fordern. Beides hat Belgien nicht eingehalten. Viel-
leicht hat die belgiſche Regierung ſich von den Verbin-
eten nicht trennen wollen, vielleicht auch hat ſie ihr
ſerſprechen ſo verſtanden, daß ſie die Auslieferungs-

forderung im Laufe der Verhandlungen wolle fallen
iaſfen; wahrſcheinlicher aber als alles andere iſt, daß
e im Laufe der Entwicklung bemerkt hat, wie ausge-
eichnet ſich gerade die Auslieferungsforderung zu neuen

Eryreſſungen gegen Deutſchland werde ausnutzen laſſen

Wie in dieſem Falle, ſo liegt es natürlich in un-
zähligen anderen. Die Regierung muß aus allgemeinen
Rückſichten über ſchwebende Verhandlungen und Er-
wägungen oder über die wahren Gründe mancher
Schritte ſchweigen, und eine Oppoſition mit Ehre
und Gewiſſen achtet in ſolchem Falle ihre Zurückhaltung
und bringt die Regierung nicht in die Zwangslage,
entweder Verleumdungen ungeſtraftinsLand gehen zu laſſen, oder zum Schaden
des Ganzen S gen unſerer u e Rechlen

uns daß Kie 41270 Er wroavuit geben. Aber die Oppoſition unſerer äußerſten Rechtenn n e e er ne ennte nd Liten gen ſentet und Lemagegſt an den
och ausſchweifender als das ſchon in dem deutſchvelgi- pegen die verhaßte Regierung jedes Mittel für erlaubt.

Das iſt der tiefere Untergrund, warum wir Belage-

geordneter in dem Aufſichtsrat einer Firma ſikt und weiſt be
ſonders darauf hin. daß der Angellag e in ſeiner Eiagenſchaft
als Kolonialbeamter ſehr intenſiv daran gearbeitet habe. daß der
Reichs ag die Eiſenbahn von Dar es Salam DeutſchOſtafrika
bewilligen ſollte. Später trat der Angeklagte als Direktor in
die Deutſche Bank ein. die an dieſer Bahn ſtark intereſſiert war.
Ferner habe Helfferich, als er acht Jahre ſpäter wieder in den
Staatsdienſt zurücktrat. dieſe acht Jahre auf ſein penſionsfähiges
Dienſtalter anrechnen laſſen. Ebenſo habe ſich Helfferich. als er
Staatsſelretär wurde, ſich ſofort für das Stichſtoffmonopol ein
geſetzt. von dem lediglich die Baveriſchen Stickſtoffwerte einen
Vorteil hatten. an denen die Deutſche Bank intere ſiert war.

Kommerzienrat Berger der hierauf als Zeuge vernommen
wird, bekundet. daß er den Abgeordneten Erzberaer als Schieds. V
richter erwählt habe. weil Erzberger bereits vorher in verſchiede-

darauf. daß es durchaus nichts abſond rliches ſei. wenn ein Spr
1

hen Finanzabkommen geſchehen war. rungszuf tAh h zszuſtand und Zeitungsverbote noch immer haben. Kanalamt als Schiedsrichter fungiertSeit hätte die Sache nichts überraſchendes. Die Ehrlicher anſtändiger politiſcher Kampf kann und muß Aberrdnele er do de Gnndie der Sieß ung
eutſche Regierung hat den ehrlichen Verſuch gemacht, ohne Schranken ausgefochten werden; aber gegen ver baugewertſchaften vorgeſchlagen wurde. Erzberg r ſei beſonders das ſie
wenigſtens gegenüber einem der Ententeſtgaten die vngifftete Speere und Pfeile ſind Schutzmaßnahmen not gut mit der Materie vertraut geweſen. Die Frage des Vor Zeſchle
erfüllbare Bedingung des Friedensvertrages abzu wendig, welche die Demokratie lieber heute als morgen ſitzenden ob der Zeuge die Empfindung gehabt habe. daß Erz. dahenkaufen, und dieſer Verſuch ſchien zuerſt zu glücken, iſt für immer beiſeite ſtellen möchte. berger beſonders auf der Seite der Tiefbauunternehmer ſtehe, gaben
ber ſchließlich geſcheitert. verneint der ZJeuge. Zu der Frage. weshalb Erzbexger in den BlickWas d erſ d belgiſ Abfkoy Aufſichtsrat der Firma Berger Ticfbau A. G. gewählt wurde. er als füu n ver ſchten be giſgen J klärt der Zruge. daß er im Jahre 1915 gehört hätte. dak Erz konferr. litiſche Bedeutung gibt iſt lediglich berger in den Aufſichtsrat des Thyſſenkonzerns eingetreten ſei. der Rdie Tatſache daßes von der deutſchnationalen Es habe ſeiner Firma daran gelegen. auch mit der weſtlichen ſtändigOppoſition zu den wüſteſten Angriffen Kurze Notizen. Induſtrie in gu“e Beziehungen zu treten. Deshalb habe er den künfti
gegen die Regierung ausgenntzt wurde. Abgeordneten Erzberger gefragt. ob er in den Aufſichtsrat ſeines entwu8 Dbwohl alle Unterrichteten wußten, um welcher Zuſagen Ende des Kölner Buchdruckerſtreiks. Der Streik der Buch Unternehmens eintreten wolle Erzberager erklärte ſich bercit und reifer

h willen Deutſchland dieſe Verſprechungen abgegeben drucker in Köln iſt durch Anerkennung ihrer Forderungen en 17 r m 1 vie ſhuleatte t 5 rich in ſei n Schl'ichtungsausſchyß beigel Di e anden ſein mü Zeuge e r ehatte. wurde es von Herrn Dr. Helffrich in ſeiner den Sia tuygsausſuns Beiaet at worden. Die Arbeit wird tiſche Tarigteit Ergbergers ſür eine Ferma mit ſeinem Ans- ſchulen
großen V 2 e Geri erzügli ieder aufgenommen werden.großen Verteidigungs- oder Anklagerede vor Gericht unverzüalich wiede a e ſcheiden aus dem Aufſichtsrat nach der Ernennung zum Stag!s- E.
(Fluoblatt Nr. 49) und allen „patriotiſchen“ Blättern Die ungariſche Friedensdelegation in Paris. Graf Apponiy ekretär erledigt war. Von einem Aktienbeſit Erzbergers weiß wegs

h ſo hingeſtellt, als ob der berüchtigte Erzberger in ſeinem iſt mit der ungariſchen Delegaion in Varis eingetroffen der Zeuge nich s. Die Verhandlung wird auf Donnerstag vertagt. oder
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Auf jede Marke werden 100

durch die nehme ich jede alte ab
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Halle, Dongerstag, 12. Februar 1820. Beilage zur Volksſtimme.

Partei Angelegenheiten

Rednerkurſus. Der Unterricht findet heute, Donners
7 is 39 Uhr im „Auguſtinerbräu“, Mittel

raße, ſtatt.
Verein Arbeiter-Jugend. Nächſte Zuſammenkunftwie üblich morgen, Freitag, 7 Uhr T r

heim, Kl. Berlin 1. Vortrag des Genoſſen Friedrich
Kleeis über „Das Lehrlingsweſen und der Arbeits
vertrag“. Infolge dieſes wichtigen und höchſt inter
eſſanten Vortrages muß jeder einzelne Jugendgenoſſe
und jede Jugendgenoſſin pünklich erſcheinen. Arbeits
und Berufskollegen, die Intereſſe an unſerer Beweguhaben, können eingeführt werden. Gäſte ſind ſtets in

kommen. Der Vorſtand.
m 7

Vo bleibt das Schweineſſeſſch
Der Maaiſtrat einer großen norddeutſchen Stadt ſetzte fünin amtlicher Bekanntmachung den Preis für h

Le de ren feſt. e r r tröſtlich für die Haus
f wenn es einefleiſ kaufen gege ätte.Aber das gab es eben nicht. W kaufen gegehen hatte

Nun iſt unſer Schweinebeſtand in Deutſchland allerdings
nicht ſo ganz gering. Nach der Viehzählung am 1. September
1919 gab es innerhalb der neuen Grenzen des Deutſchen Reiches
einen Schweinebeſtand von 11 156 858 Stück. Allein in Preußen
hatte nach dieſem Ergebnis der Beſtand ſeit 2. Juni 1919 von
5.7 Millionen auf 7.4 Millionen Stück ſich vermehrt. Trotzdem
hat dieſe Zunahme wohl noch kein Pfund an rationiertem
Schweinefleiſch mehr gegen früher ergeben.

Die Zahl der in öffentlichen Schlachthöfen geſchlachteten
Schweine ſteht zu dem oben angegebenen Beſtand in gar keinem
Verhältnis. Jm erſten Halbjahr 1919 wurden in den Schlacht
häuſern des Deutſchen Reiches 487 000 Stück geſchlachtet. Jm
dritten Quartal desſelben Jahres betrug die Zahl der Schweine-
ſchlachtungen nur 90 137 Für das vierte Quartal liegen Zahlen
noch nicht vor. doch ſind im ganzen Jahr 1919 ſicher nicht mehr
als 700 000 Schweine auf den Schlachthöfen zur Abſchlachtung ge
langt. Von dieſen geringen Schlachtungen werden vorweg die
Krankenhäuſer, die Wurſtfabriken und die Truppenverbände be
liefert. Was danach für die Fleiſchkarteninhaber übrig bleibt,
lann ſich jeder ſelber ausmalen.
Wie gering die Schlachtungen im Vergleich zum Bcſtand

ſind. erkennt man an folgendem Veraleich. Jm Jahre 1913 hatten
wir in Deutſchland einen Schweinebeſtand von 25.6 Millionen.
Davon kamen im ſelben Jahr zur Ab chlachtung 17,8 Millionen
Stück oder rund 70 Prozent des Beſtandes.

Wollten wir für 1919 denſelben Prozentſatz zugrunde legen,
dann müßte die Zahl der Schlachtungen nicht 700 000. ſondern
weit über 7 Millionen Stück betragen. Allerdings iſt nun zu be-
merken. daß aus mehrfachen Gründen unter den jetzigen Verhält-
niſſen der Prozentſatz der Schlachtungen ein geringerer ſein muß.
Einmal iſt die Zahl der Mutterſchweine verhältnismäßig höher
geworden. dann wird die Schweinemaſt wegen Mangels an
Kraftfutter nicht mehr ſo intenſiv betrieben wie 1913. Das
Ausfallen von 7 Millionen Schweinen kann aber damit nicht
erklärt werden. Dafür gibt es nur eine Ertlärung: die voll
ſtändig unzureichende Erfaſſunag der Schlachtſchweine
und die in demſelben Maß zunehmende Zahl der
Schwarzſchlachtungen. Nur ein ganz geringer Bruch
teil der geſchlachteten Schweine wird erfaßt, der übrigen be
mächtigt ſich der Schleichhandel. Von einer Zwangswirt
ſchaft kann bei dieſen Zahlen nicht mehr geredet werden.
Die Gründe liegen auf der Hand. Für Ferkel werden heute
ſchon vielfach höhere Preiſe angelegt. als für ein Schlachtſchwein
bei der Ablieferung an den Viehhandelsverband zu erwarten iſt.
Natürlich werden ſolche Preiſe nur angelegt in der ſicheren Er-
wartung. daß die Schweine nicht zur Ablieferung gelan-
gen. Die auf Schwatzſchlächterei und Schleichhandel angedroh-
ten Gefängnisſtrafen haben nicht vermocht. die Ablieferung zu
erhöhen. Die Zahl der offiziell und öffentlich geſchlachteten
Schweine geht zurück. Dafür wird hinten herum der Schweine
mord um ſo eifriger betrieben,

Mit Strafandrohungen iſt alſo dieſer Erſcheinung nicht bei
zukommen. Ein beſſeres Mittel glaubt man jetzt in dem Ab
ſchluß von Lieferungsverträgen gefunden zu haben,
wie ſie bereits in verſchiedenen Landesteilen zuſtande gekommen
ſind. Allerdings räumen dieſe Verträge mit den Methoden der
Vichhandelsverhände auf. Die Stadtverwaltungen überweiſen
den Schweinezüchtern Futtermittel So beiſpielsweiſe die Stadt
Braunſchweig für ein Schwein von 180 Pfund Mindeſtgewicht
GGoomwoawaaaa:

5 Zentner Kraftfutter Der Preis für ein ſolches vertraglih zu
tieferndes Schwerin betrat 400 Mark pro Zentner. Der Ver
laufsvreis für Schweinefleiſch ſtellt ſich dadurch allerdings höher
als der eingangs erwähnte Preis für nur theore' iſch zu hahendes
Freiſch. dafür gibt es aber auch Fleiſch Vieſeicht wird das
Pfund geneu devpelt ſo tever, alſo für 7.20 Mark abgegeben
werden Immerhin iſt der Preis für dieſes aus dem Lieferungs
vertrag ſtammende Fleiſch immer noch um 50 Prozent niedriger
als der des aus dem Ausland bezogenen Schweinefleiſches.
Dieſes iſt der Weg auf dem weitergegangen wer-
den muß. Statt der heute nur noch auf dem Papier ſtehen
den Zwangsbewirtſchaftung der Schweinewirtſchaft. Lieferungs
veriräge. bei deren Durchföhrung den Städten allerdings die
Futtermittel überwieſen werden müßten.

Die jetzigen niedrigen Preiſe ſollten die Schweinezucht mög
lichſt niedrig halten. Dieſen Zweck haben ſie nicht erreicht. Die

An e Partelgenoſſen von Holle!

Sonntag, den 22. Februge,Halle eine
Bezierkskonferenz

unſerer Partei.
Cine große Anzahl Unterkünfte ſind notwendig,

tagt in

c ——;J—
um die Delegierten aus der Provinz von
Sonnabend bis Montag beherbergen zu
können.

Da gegenwärtig aber die Uebernachtungskoſten ſehr
hoch und die genügende Zahl der Unterkünfte mindeſtens
100) noch nicht gemeldet ſind. richten wir an die Nartei-
genoſſen die dringliche Bitte, nach Kräfkfen
an der Beherberqung der delegierten Ge-
noſſen mitzuwirken. Es kommt ſelbſt-
verſtändlich nur die Uebernachtung in
Frage. Lebensmittel bringen ſich die Genoſſen
ſelbſt mit.

Jeder, der einen Teilnehmer an derKonferenz bei ſich aufnehmen kann, und
der Partei einen Dienſt erweiſen will,möge ſeine Adreſſe dem Geoſſen Emil
Pikard, Harz 42, mifkteilen.

Zahl der Schweine dürfte heute wieder 12 Millionen betragen.
Der Gefahr, daß den Schweinen unſer Brotgetreide verfüttert
wird. kann aber wieder nur begegnet werden. durch Lieferung
von Futtermi teln. Volkswirtſchaftlich iſt es ganz agrwiß vor

ilhafter, Futtermittel einzuführen als Fleiſch. Benutzen die
tädte die Futtermittel zum Abſchluß von Lieferungsverträgen,

dann bekommen die Städte auch wieder Schweinefleiſch. Den
direkten Austauſch zwiſchen Schweinezüchter-Genoſſenſchaften und
den Konſumenten können die Städe mit ihren Fleiſchverſorgungs
ämtern ſehr aut bewerkſtelligen. Der nur verteuernd wirkende
Zwiſchenhandel brauchte bei dieſer Handhabung gar nicht in
Funktion zu treten.

Wucher mit Heringen.
Die Reichsfiſchverſorqung unter Anklage.

Der Vorwärts“ ſchreibt: Das Unalaubliche iſt zur Tat ge
worden: gegen eine Reicheſtelle, die Reichsfiſchverſorgung Berlin,
mußte die Anklage wegen Wucher und Kettenhandel eröffnet wer
den. Das Wolff-Bureau meldet:

Die Eſſener Staatsanwaltſchaft hat das Verfahrcen gegen
die Reichsfiſchverſorgung Berlin“ wegen Preiswuchers und
Kettenhandels eingeleitet. Die Reichsfiſchvorſorgung hatte

Sendungen aus Holland bezogener Salzheringe bei
ſener Firmen beſchlagnahmt, ſie zu einem geringen Preiſe

ſelbft übernommen und den Eſſener Firmen zu ungeheuren
Wucherpreiſen wieder angeboten. Der frühere Vorſteher der
Reichsfiſchrerſorgung Rathan wurde verhaftet. Bücher und
Bankauthaben der Reichsfiſchvcrſorgung im Betrage von 120
Millionen Mark wurden beſchlagnahmt.

Eine zuſtändige Stelle teilt darüber folgendes mit:
Die Reichsfiſchverſorgung iſt eine Reichsſtelle in der Form

einer G. m. b H.. deren ſämtliche Anteile vom Reichsfinanz-
miniſterium übernommen worden ſind Sie befindet ſich unter
Aufſicht des Reichwirtſchaftsminiſteriums, und ihre Geſchäfte

neues Elend brinat.
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werden nach den Weiſungen dieſer Stelle geführt. Das Reichs-
wirt'chaftswiniſterium gibt die alſoemeinen Weiſunoen. während
das Reichsfinanzminiſterium die Preiſe feſtſezt. Auf Grund der
Einfußrrerordnung ſtehen der Reichsfiſchverſorgung gewiſſe Be
fugniſſe zu.

Wie man uns weiter von anderer Softe berichtet, hat die
Reichsſtelle nur noch den für ſie feſtgeſetzten Gryndſötzen gehandelt.
A a. iſt zum Beiſpiel der Uebernahwevreis ihrer Ware auf 50
Prozent des Erwerbeerlöſes feſtee'etzt Anſcheinend haben
Eſſener Firmen die ſch von den Maßnahmen der Reich-fiſchver-
ſorqung getroffen fühlten. Anzeige bei der Staatsanwaltſchaft er-
ſtattet. Dieſe Firmen haben vermyilich eine Kalkulation ein-
gereicht. auf die bin die Staatsanwaltſchaft einſchreiten zu müſſen
geglaubt hat. Was den Vorwurf des Ketienhandels beotrifft. ſo
war die Reichsſtelle auf die weitere Veränßernng ihrer Waren
durch dritte Per'onen angewieſen, da ſie ſa ſelbſt die Heringe
nicht verkoufen konn

Eine weitere NRochricht beſaat: Enfaegen einer Meldung,
wonach der Juſtizminiſter die zuſtändige Staatsanwaltſchaft an
gewieſen habe. die ſefortige Haftentlaſſung des früheren Vor-
ſtehers der Reiche ſiſchverſorgung Nathan zu beantragen. wird
von zuſtändiger Seite mitgeteilt. daß die von Naifhan cingelegte
Haftheſchwerde zu ückcewieſen worden iſt. Die Eſſener Staats-
anwalt'chaft hat ſich entſchieden gegen die Haftentlaſſung aus
geſprochen

Eifenbahnerverband und vVetriebsſchließung.
Die Leitung des Deutſchen Eiſenbahnerverbandes richtet an

der Spitze ihrer Verbandszeitung einen Aufruf an die organi-
ſierten Eiſenbahner, dem wir dieſe Sätze entnehmen:

Die gegenwärtige Situation veranlaßt uns, ein ernſtes
Wort an alle Mitalieder zu richten. Die Kriegsſtürme der letz-
ten 6 Jahre haben den Zuſammenbruch der deut'chen Vollswirt-
ſchaft gebracht und die minderbemittelte Bevölkerung dem größten
Elend preisgegeben. Der Eiſenbahnbetrich iſt das Blut im
Volkskörper, kommt es zum Stillſtand. dann iſt das Ende
da. Wie ſehr das der Fall iſt. beweiſen die Notſchreie aus allen
Teilen des Landes, weil durch die letzten Eiſenbahnerſtreike im
Weſten die Kohlenzufuhr ſtark beeinträchtigt wurde Es fehlt
vielfach an Kohlen zur Herſtellung von Gas und
Elektrizität und, was noch ſchlimmer iſt, es fehlt am Haus-
brand. Dadurch wird in der Oeffentlichleit eine Stimmung er-
zeugt. die der Durch'etzung der berechtigten und auch durchführ-
baren Forderungen hinderlich iſt. Gewerkſchaftliche Kämpfe auf
Verbeſſerung der Exiſtenzverhältniſſe können nur erfolgreich ge-
führt werden, wenn die öffentliche Meinung ihnen nicht von
vornherein feindlich entgegentritt. Das Streikrechthaben wir uns erkämpft, an ihm halten wir feſt und wir
machen davon Gebrauch. wenn die Verhältniſſe es erfordern; aber
wir können nicht zulaſſen. daß dieſe ſcharfe Waffe durch Teil-
aktionen aller Art ſtumpf gemacht wird.

Wann der Kampf mittels Arbeitseinſtellung. paſſiver
Reſiſtenz oder in irgendeiner Form aufgenommen werden
ſoll, kann einzig und allein von der verantwortlichen
Verbandsloitung entſchieden werden. Sind unſre Mit
alicder andrer Meinung, dann befinden ſie ſich im Widerſpruch
mit den gewerkſchaftlichen Grundſätzen und führen durch ihre auf
Teilaktionen gerichtete Tätigkeit nicht nur den Zuſam men
bruch des Verbandes, ſondern auch unermeßlichen
Schaden für Tauſende von Familienvätern herbei.

Ein weiteres unerfreuliches Ergebnis der Teilaktionen bil-
den die Gegenmaßnahmen der Verwaltung und Regierung. Vor
allem iſt es die Schließung der Werkſtätten. die unüberſehbares.

Nun kommen die davon Betroffenen und
verlangen die Unterſtützung der verantwortlichen Verbands
inſtanzen. die vorher nicht nur nicht gefragt, ſondern für ihre
Warnung als unfähig agrbrandmarkt wurden.

Angeſichts dieſer Zuſtände iſt der Vorſtand zu der Ueber
zeugung geiommen, daß es ſo nicht weitergehen kann. Es han-
delt ſich nicht mehr um Perſonenfragen, es handelt ſich um den
Beſtand des Verbandes. Der Vorſtand. der gemieinſam mit der
Lohn- und Verhandlungskommiſſion den materiellen Teil der
Tarifberatungen zu einem günſtigen Abſchluß gebracht hat r
neue erfolgreiche Aktionen vorbereitet. iſt entſchloſſen. das Un-
heil von den durch die Schließung der Weriſtätten betroffenen
Mitgliedern abzuwenden: er iſt aber ebenſo rückſichtslos ent
ſchloſſen. gegen alle Organiſationszerſtörer vorzu-
gehen. Jeder Verſuch. die Gewerkſchaftsgrund'ätze zu durch-
brechen oder das Perbandsſtatut zu verletzen. wird künftig mit
den ſchärfſten ſtatutariſchen Gegenmaßnahmen beantwortet wer
den. Das ailt auch für die Zurückhaltung der Verbandsgelder,
die laut Statut und. Abrechnung der Hauptkaſſe gehören und in
den Ortsgruppen „widerrechtlich zurückbehalten werden.“

Die Verbandsleitung fordert zum Schluß auf. die Geſchloſſen-
heit zu wahren und die gewerkſchaftlichen Grundſätze zu beachten
Eine Aufforderung. von der man im Intereſſe der Eiſenbahner
ſowohl als auch des geſamten Volkes nur wünſchen kann, daß ſie
beach'et wird. Eine gewerlkſchaftliche und dzmokratiſche Reglung
der Arbeitsbedingungen im Eiſenbaghnbetrieb wird dem Eiſen-
bahner gerecht und bedeutet Sicherheit und Ruhe des Verkehrs.

Kleines Feullleton.

An mein Volk.

Von Richard Dehmel f.
Jch möchte wohl geliebt von vielen ſein
und auch geehrt: ich weiß es wohl
Aber niemals ſoll
mein Stolz und Wert mir drum gemein
mit hunderttauſend andern ſein.

Jch hab ein großes Vaterland.
zehn Völkern ſchuldet meine Stirn
ihr bißchen Hirn.,
Jch habe nie das Volk gekannt.
aus dem mein reinſter Wert entſtand.

Jn meiner Heimat ſteht ein Baum,
den liebe ich. der ſteht ſehr ſtolz
mitten im Mittelholz,
Da träumt ich manchen jungen Traum:
er wurzelt tief. der hohe Baum.

Da träumt ich. daß der Menſch allein
dem hundertauſendfachen Bann
entwachſen kann:
bis auch die Völker ſich befrein
zum Volk mein Volk, wann wirſt du ſein?

Walhalla- Theater. Ein armer Muſikante, Ope-
rette von Hans Bach wik. heißt das neue Zugſtück im
Walhalla- Theater. Es brachte der Direktion und den Künſtlern
vollen Erfolg Richt nur, daß das Haus bis auf den letzten Platz
beſetzt und viele Stehplätze ausgefüllt waren: auch den Eingana
in die Herzen der Beſucher fand dieſer neueſte Schlager. Die
Spielleitung war bei Herrn Bertram in ſicherer Hand. Ber
tram gab wie ſteto. als Dichter Wendelin Zumbuſch der Auf-
führung den Lacherfolg durch würzigen Humor und auch die an
deren Hauptrollen fanden ebenbürtige Vertreer. Peter Bul 6
als Joachim non Eyk (Muſikerſ. Gertrud Walden, (Senta
Frangipan), Georg Krönle in (TheaterAgent KnolleSem-
britzty) und Marga Peter als deſſen Tochter Priska. Auch
alle anderen Rollen ſchloſſen ſich eindrucksvoll dem Ganzen an.
woran auch die muſikaliſchen Leiſtungen des Herrn Kapellmeiſter

Ado Ehr ich außerordentlichen An“eil nahmen. Der Inhalt des
Stückes findet ſchen im Titel ſeine Erklärung. Der arme Muſiker
Joachim von Eyk liebt Senta Frangipan: ſie liebt ihn. ſingt ſeine
Lieder. wird damit begeiſtert aufgenommen und erobert das
Herz des Thealer-Agenten Knolle-Sembritzty. der dem Mufſiker
einen zehnjährigen Vertrag anbietet Dieſer will ihn abſchlagen,
weil er ſich im S 4 aus erxklärlichom Grunde vervflichten foll,
ohne Genehmigung des Direktors die nächſten 10 Jahre nicht zu
heiraten. Die Liebe macht jedoch erfinderiſch: er unterzeichnet.
Die Tochter des Theateragenten. Priska, verliebt in den Dichter
Wendelin Zumbuſch. telcgraphiert den Vater an und erlangt
durch Täuſchung die Löſung der harten Vertragsverpflichtung,
ſo daß die Doppelhocherit der beiden ſich ſchon auf Vorſchuß zur
Hochzeitsreiſe in die Schweiz gefahrenen Paare ihren ungehin-
derten Fortgang nimmt. wozu der alte verliebte Kater Knolle-
Sembritzky Einwilligung und Geld aibt. Reicher Beifall und
viel Blumen waren der wohlverdiente Erfolg. den auch der
Schöpfer des Werkes. durch wiederholie Kundgebungen hervor-
gerufen, im 2. Akt perſönlich entgegennahm H.

Stadttheater. Heute Donnerstag, abends 7 Uhr gelangt
Mozarts Oper „Figaros Hochzeit“ zur Aufführung. reitag
Wilhelm Tell“, Sonnabend abends 5 Uhr „Triſtan und Jſolde“,

Sonntag nachmittag 3 Uhr „Das Chriſtelflein“, Sonntag abend
Königskinder“, ein deutſches Märchen von Ernſt Rosmer, Muſik
von Engelbert Humperdinck Montag „Hannerl“.

Thalia Theater. Jm Thalia-Theoter gelangt am Sonntag,
den 15., abends 7 Uhr dos Drama „Der Strom von Max Halbe
durch das Perſonal des Stadttheaters zur Aufführung.

Llkeratut.

Das Betriebsrätegeſez. Jn wenigen Tagen erſcheink im
Vorwäcrts-Verlage, herausgegeben in Gemeinſchaft mit dem All-
gemcinen Deutſchen Gewerkſchaftebund (Mitalieder zirka 7 Mil
lionen)d Das Betriebsrätegeſetz“ kommentiert und er-
läutert von Dr. Georg Flatow. Hilfsreferent im Reichsarkeits-
miniſterium. Der Verfaſſer hat an der Entſtehung und den Ver-
handlungen des Geſetzes in allen ſeinen Stadien teilgenommen
und vermag daher eine eingehende ſachgemäße Darſtellung der
Beſtimmungen zu geben. Als Anhana ſind die wich iaſten ar
beitsrechtlichen Geſetze ſeit der Revolution beigefügt (die Wahl-
ordnung. die aufrechterhaltenen Teile der Verordnung vom
23. Dezember 1918 über Tarifverträge und Schlichtungsausſchüſſe,

die Verordnungen über Einſtellung und Entlaſſung von Kriegs
teilnehmern und über Einſtellung Schwerbeſchädigter. die Ver-
ordnungen über die Arbeitezeit agewerblicher Arbeiter und An
geſtellten. die vorläufige Landarbeitsordnung u. a. m.). Unent
bohrlich für jeden Arbeitgeber, Betriebsrat, Gewerkſchaftsbeam
ten. für Schlichtungsausſchüſſe, Handelskammern, Rechtsauskunfts-
ſtellen. Staats- und Kommunalbehörden ſowie für federmann,
der in Fragen des modernen Arbeitsrechts Auskunft zu erteilen
hat. Preis gebunden ca. 8 Mark.

Zwiſchen den Gefechten“ von Philipp Scheidemann.
Berlin. Verlag für Sozialwiſſenſchaft. Preis 10 Mk. mit 20
Prozent Teuerungszuſchlaa. Wenn ein Politiker aus ſeinem
Leben plaudert. ſo pflegt er damit Seiten ſeines Weſens zu zei-
gen. die im allgemeinen dem großen Publikum weniger bekannt
und vertraut ſind: er gibt dem Portrait des Kämpfers menichlich-
perſönliche Tönungen. Dadurch erſcheint er meiſt in einem ganz
anderen Lichte, als ihn die breite Maſſe ſonſt zu ſchauen gewohnt
iſt. Sie lernt ihn beſſer verſtehen: er tritt ihr näher aus ſeiner
Exkluſivſtellung heraus: er wird Fleiſch von ihrem Fleiſch. Blut
von ihrem Blut. Das hat beſondere Geltung für den Typ eines
ſo ausgeſprochenen Volksmannes, wie Philipp Scheidemann Liner
iſt. Darum iſt ſein Buch Zwiſchen den Gefechten. aanz be on
ders freudig zu begrüßen. Denn in ſeinem Inhalt zeigt es den
charakteriſtiſchen Werdegang des modernen politiſch und red-
neriſch begabten Arbeiters. dem nur eines am Herzen liegt. die
kulturelle Hebung der Volksſchicht. der er entſtammt. Kein,
Machtgelüſt. keine Haßgefühle leiten jihn, ſondern nur das Be
ſtreben. den Freudloſen Freude ins Daſein hineinzutragen. den
im Alltagslampf ſtumpf Gewordenen einen Halt, einen Lebens
zweck zu geben. Wer das will. der muß einen ſtarken und reinen
Glauben in ſeinem Herzen tragen. den muß ein große ſeeliſche
Ausgeglichenheit erfüllen. die eine ſonnige Heiterkeit auszuſtrah-
len vermag. Die beſitzt Scheidemann. Und wer das bisher noch
nicht recht wußte, der wird das aus ſeinem neuen Buche erfahren,
in dem ſo gar nicht als Politiker ſondern immer nur der Menſch
zu Worte kommt. Die in drei Teile gealiederte Schrift (.Caſſe
läncr Jungen“. „Plaudereien“. .Amerikafahrt“) gibt Aufzeich-
nungen aus ſeiner Jugend und aus weinen Mannesfahren. So
wächſt das Ganze weit über den Rahmen der üblichen Unterhal-
tungslektüre Wir leſen und lernen und glauben in einen Spie-
gel unſerer Zeit zu ſchauuen Denn Scheidemanns Leben iſt ein
Stück unſerer Zeit und manche der Situationen, die er ſchildert,
wird in ähnlicher Weiſe auch der oder jener andere erlebt haben.
Das hübſch ausgeſtattete Buch ſollte deshalb ſchon aus dieſem
Grunde in recht viele Hände kommen und ausgiebig geleſen
werden.



Preiserhöhungen auch für die Gemüſekonſerven.
Die Gemüſelonſervenkricas geſellſchaft in Braunſchweig ver-

öffentlicht im Reichsanzeiger“ neue Höchſtpreiſe ſär Gemüßſe-
ſjonſerven die vom Tage d r Verkündung der Bekann machung ab
oom Herſteller zum Ver'and gebracht werden. Die Preiserhöhung
iſt durch die neue Umſatzſteuer und die Steigerung der Unkoſten
bedinat Die Mehrunkoſten betreffen auch Gemüſekonſerven die
zuf Grund bereits getätigter Kaufverträge noch zu liefern ſind.
Der Ausſchuß der Gemüſekonſervenkriegs geſellſchaft hat demnach
in Anwe'enhbeit und unter Zuſtimmuna des Bevollmächtigten des
Reichskanzlers einſtimmig beſchloſſen. daß bei Kaufverträgen über
Gemüſelonſerven. deren Li ferung nach dem Jnkrafttreten der
neuen Preiſe erfolgt. der Erzeuger die erhöhten Preiſe zu for-
dern berechtigt iſt.

„Kreier Sängerchor“ Halle. Die Singeſtunden finden
regelmäßig jeden Freitag abends 8 Uhr im Reſt z. Schultheiß.,
Merſeburger Straße. ſtatt. Es iſt Pflicht eines jeden Partei-
genoſſen. die Sache zu unterſtützen und auch damit die Intereſſen
der Partei zu wahren. Die ſich in die Liſten eingetragenen Ge-
noſſen werden gebe'en. vollzählich zu erſcheinen. Der Vorſtand.

Von der Univerſität Holle erhalten wir eine längere Zu
ſchrift. die eine Erklärung des Rektors und Senats gegen das

der Entente um Auslieferung der Kriegsangeklagten
enthält.

Die Begzirksleitung des Gewerkſchaftsbundes Deu'ſcher
Eiſenbahnbeamten teilt uns mit. daß die Klaſſeneinteilung der
neuen Beſoldungsordnung nach dem Vorſchlag der Perſonalver-
tretung beim Reichsverlehrsminiſterium vom Arbeitsminiſter und
Reichsverkehrsminiſter angenommen iſt.

Rückkehr erholungsbedürftiger Kinder aus der Schweiz. Die
am 17. Dezember nach der Schweiz gewiſten Kinder kehren am
13. Februar zurück Der Zug trifft nachmittags 5 Uhr in Halle
ein und wird auch mehrere Hallenſer Kinder zurückbringen.

Verſuch er und gelungener Einbruchsdiebſtahl. Jn ver-
zangener Nacht, gegen 2 Uhr, wurde von 3 bisher nicht ermit-
telten Perſonen in einem Zigarrenge,chäft in der Grüfeſtroße
einzubrechen verſucht. Sie hatten die Ladentürſcheibe bereits ein-
geſchlagen, als ſie, durch die hinzukommende Polizeipatrouille
geſtört. die Flucht ergriffen. Geſtohlen wurde nichts.

Ferner wurde, vermutlich von denſelben Tätern, in der
Ranniſchen Straße, die Schaufenſterſcheibe einer Konditorei mit-
tels Pflaſterſteine eingeworfen und von den Auslagen für meh-
rere hundert Mork Schokolade geſtohlen. Als Täter kommen
3 junge Mönner im Alter von 18 bis 24 Johren in Frage.

Ueber Geſchlechtekran heiten und die Weg ihrer RBekämv-
fung hält Polizeigrzt Der RNeurndorff am Sonnabend. den
14. Februar 1990 74 Uhr abends in der Aula des Reform-Real-
anmnaſiums (Frieſenſtraße 3) einen 2. öffentlichen Lich 'bilder-
ovortrag. Der Eintritt ſteh Mönnern und jungen Leuten vom
vollendetem 16. Lebensjahre an frei.

Aus dem Verbrelturgsbertl.
An die 6. P. D.-Bildungsausſchüſſe im Lezirk.

An die Parteiorganiſationen im Bezirk.
Der Bezirksbildungsausſchuß der S. P. D. beab-

ſichtigt in nächſter Zeit im Bezirk
hoch intereſſante Lichtb ldervorträge

zu veranſtalten und bittet die örtlichen Bildung s-
ausſchüſſe oder die Parteiorganiſationen in den
Orten, wo kein Bildungsausſchuß beſteht, ſofern ſie
in ihrem Orteinen Lichtbildervortrag ge-
halten haben wollen, ſich unverzüglich an den
unterzeichneten Vorſitzenden des Bezirksbildungsaus-
ſchuſſes zu wenden und nähere Anskunft, die bereit-
willigſt und ausführlich erteilt wird, einzuholen.

Die Bildungsausſchüſſe, die das mit wichtigem
Material verſehene

Mitteilungsblatt des Zenutralbildungsansſchuſſes
abonnieren wollen (Preis 50 Pfg. ausſchließlich Porto),
müſſen dies gleichfalls beim Unterzeichneten beſtellen.
Bezirksbildungsausſchuß der S. P. D. für den Bezirk

Halle (Regierungsbezirk Merſeburg).
Max Seydewitz, Halle a. S., Bernburger Str. 8.

Kriegsſteuer.
Uns wird ge'ſchrieben: Die Kriegsabgabe vom Voermögens-

zuwachs ſoll den Zuwachs treffen. der während des Krieges ent-
ſtanden iſt Um den Zuwachs feſtzuſtellen. wird das durch die
Wehrbeitragsveranlagung feſtageſtellte Vermögen der Steuer-
pflichtigen vom 31 Dezember 1913 veralichen mi* dem Vermögen,
das er am 30 Juni 1919 hatte. Es ſteht nun zu erwarten daß
bei der glänzenden Lage der Landwirtſchaft (dieſe kann nicht
verleunagnet werden). dieſe die Steuer verhäl nismäßiag leich über-
winden werden. während Arbeiter. freie Berufe Gewerbe treibende,
kleine Rentiers bei dem heutigen Kursſtand der
Mark) viel ſchwerer getroffen werden. Es iſt daher unbedingt
zu fordern. daß Erleich'erungen. die nur den kröftigen Schul ern
gewährt werden. wegfallen. Dieſe Erleichterungen ſind gemacht
worden bei den Feſtſtellungen der Vermögen zum Wehrkeitrag
Zum Beweis föhre ich ein Beiſpiel von vielen in Döblißs
n: Ein Landwirt hat ein Gut von 170 Morgen deſſen Gebfude.
zie in nicht erhöhter. ſehr niedrig eingelchötz-
er Vrandſteuer (1907) mit 64 790 Mark ſtehen
it 170 Morgen Acker und 64 000 Mark Gebiude. lebendes und
lotes Jnoentar in l. Licht und Kraftanlage wurde mit 195 099
Mark von der Steuerbehörde eingeſchätz“ und hiernah der Wehr
deitrag erhoben. Jeder Einſickkige wird demnach erkennen
milſen. daß eine derartige Feſtſtellung des Gründvermög'ns
gänzlich falſch iſt. da dadurch der Staat und die aid ren
Steuerzahler arſchädiat werden Eine oerechte Verteilung der
S euer würde nur volkswirtſchaftlich beruhigend wirken Die Be-
ſteuerung des Vermögenszuwachs wie auch jede andere direkte
Beſteuerung iſt dem wirklichen Werte anzupaſſen
und dem Kursſtand der Mark Rechnung zu tragen.

Könnern. Reich sbund der Kriegsbeſchädigten
und Hinterbliebenen. Am Sonnabend hielt die hieſige
Ortsaruppe ihre Mitalieder- Verſammlung ab. Nach Eröffnung
derſelben gab Kam Banſe in läncgeren Ausführungen Bericht
über die Holzfrage. dem leider zu entnehmen war daß von ſämt-
lichen Oberförſtereien abſchläglicher Beſcheid gekommen iſt. End-
lich hat ſich. auf Antrag der obengenannten Ortsgruvpe. die
Stadt bere. t erklärt. den Krieasbeſchädigten und -Hinterhliebenen

Holz aus ihrem Beſtand zur Hälfte des Selbſtkoſtenpreiſes
geben Sodann gab
nären auscearbeitete Orteſtatut bekannt. welches zu der am
6 März ſtattfindenden. außerordentlichen General- Verſammlung
zur Verhandlung kemmen ſoll Kam. Buch mann brachte einen
Antrag ein. wonack am 1. Oſterfeiertag zum Beſten der Hinter
bliebenen ein Theaterabend veranſtaltet werden ſoll. Der An-

trag wurde angenommen.
Roßleben. Kriegsbeſchädigten- Verſammlung

Jn einer Verſammlung der Krieg beſchädigten und Hinterblie

ſprach 4w h d T 737 zan aus Ha Zweck und Ziele rga rStiegebeſ ad ten ehe Vortrag, zu dem i aus gieleben

Botendorf uſw zahlreiche Kameraden und Kameradinnen ein-
gefunden hatten. fand lebhaften B. ifall. Nach Vecrndiaung des
ſelben ſchloß ſich der größte Teil der Erſchienenen zu einer eigenen
ſepve des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten uſw. zu
ammen

Loſſa. Verſammlung der Kriegsbeſchädigten.
Die Ortsgruppe Loſſa des Reichebundes der Krieasbeſchädigten
hielt in der Gemeinde ſchenke zu Loſſa eine verhältnismäßig aut
beluckte Verſammlung ab. Kamerad Elkan- Halle biel:
einen längeren Vortrag über Die wirtſchaftlichen Röte der
Kriegsbeſchädigter und -Hinterbliebenen“. der beifällig aufge
nommen wurde Von der Müchelner Ortsaruppe war Kamerad
Härtig erſchienen der über verſchiedene Erfolge der Müchelner
Ortsaruppe kerichtete.

Papik-Schkeuditz. Oeffentliche Beamtenverſamm-
lunga. Auch hier fand vor lurzem eine von unſerem Ortsverein
einberufene öffentliche Beamtenverſammlung ſtaft. in welcher
Genoſſe Amtsgerichtorat Marquard-Eisbben über das Thema:
Stellungnahme der Beamten zur Sozialdemoktratie“ ſprach. Die
zahlreichen Beſucher folgten den trefflichen Ausführungen des
Referen en mit ſichtbarem Jntereſſe und lebhafter Beifall be
lohne den Redner am Schluſſe. Auf den Jnhalt des Referats
näher einzugehen. dürfte ſich erübrigen. da dieſer in Berichten
der .Volksſtimme“ bereits wiederholt ſlizziert worden iſt. Da
ſich die nur ſehr ſchwach vertretene U. S. P an der freien Aus-
prache nicht beteiligte. konn e man hier etwas Seltenes!
mal eine ſachliche Diskuſſion anhören. Der demokratiſche
Gegenredner. Kreistageabgeordneter Haaring-Papitz. ſchloß ſich
im weſentlichen den Ausführungen des Referenten an, warf jedoch
der S. P D. vor. daß dieſe die oberen Beamtenſtellen faſt durch
weg mit ihren bewährten Parteifunftionären beſetze, anſtatt mit
Berufsbeamten. die er allein dazu fähig hielt Was die jetzige
Regierung für die Beamten getan habe. werde von den Beamten
anerkannt Weiler wandte er ſich ſcharf gegen die Erzberger'che
Steuerpoli'ik. die er als ein gewagtes Experiment beeichnete,
wodurch unter Umſtänden die ganze Beamtenbeſoldungsreform
in Frage geſtellt werden könne. Am Schluſſe ſeiner Ausführungen
ſprach er die Hoffnung aus. daß ſich un re Partei bei den kom-
menden Wahlen mit der dewokratiſchen Partei zu einem Block
zuſammenſchließen möchte Jn ſeiner Entgegnung hierauf war
es dem Referen'en ein leichtes. die erhobenen Vorwürfe zu wider-
legen, indem er mit einigen Beiſpielen den Nagel auf den Kopf
traf. Bezüglich der Steuerkritik genügte ſeitens des Genoſſen
Maraquard der Hinweis. daß es ſehr viel bequemer ſei auszu-
ſetzen und Bedenken zu äußern, als beſſer zu machen oder wenig-
ſtens Vorſchläge hören zu laſſen. um den Gegenredner abzuführen.

Nachdem ver'uche Herr Haaring ſein Glück mit der Wirt-
ſchaftspoli ik. indem er gegen die Zwangs wirtſchaft loslegte. Es
zeigte ſich aber. daß ſich die Verſammlung mit ſeinen Ausfüh-

loff“ (2) bei Utſire auf Errnd geraten

rungen nicht einverſtanden erklären konnte. wie zahlreiche Zwr-
ſchenrufe bewieſen. Genoſſ- Hunold-Papitz widerlegte ſeinem
Vorredner unter den Beifall der Verſammlung zwar kurz und,
bündig. aber gut Genoſſe Marquard ging im Shlußwort noch-
mals auf die Ausführungen ſeines Gegenredners näher ein, die
er in üb'rzeugender Weiſe zu widerlegen rerſtand und verfehlte
nich'. darauf hinzuweiſen. daß gerade die demokratiſche Partei
und beſonders deren rechter Flügel ſtark vom Kapitalismus
durchſetzt ſei. Der Platz des Beamten ſei alſo nicht dort, vielmehr
gehöre die Intelligenz heute an die Seite der Arbeiterſchaft nur
ſo könnten in dauernder Pflichterfüllung Werte erhalten und neue
Werte geſchaffen werden Der Abend bedeutete für unſeren
Ortsverein einen vollen Erfolg. was auch äußerlich durch eine
ganze Anzahl Neuaufnahmen ſich beſtätigte

Papit-Schkeudiz. Mitgliederverſammlung. Ss
ſei hiermit nochmals darauf hingewieſen. daß am Sonnabend.,
den 14. Februar. abends 7 Uhr im Vereinslokal. Gaſthof zum
Landhaus, Pavitz. unſere fällige Mitaliederverſammlung ſtatt-
findet. Da eine Tagesordnung von beſonderer Wichtigkeit vor-
licat. wird den Mitalicdern vollzählioes Erſcheinen zur Pflicht
gemacht Auch alle Leſer der .Volksſtimme“ ſind zu
dieſem Abend freundlichſt eingeladen. Gen Herzig-Halle hat.
wie bereits früher erwähnt. als Referent zugeſagt.

Falkenberg. Zugentgleiſfung. Der Vormittagszug in
Richlung Fallenbera (ab Liebenwerda 10.15 Uhr) iſt zwiſchen
Ruhland und Bärhaus entgleiſt

heeeeemm
Aus Alle Well

Hangeſund, 10. Februar.
ertrunken Geſtern Abend iſt der Hamburger Dampfer „Piy-

Von der 30 Mann ſtar-
ken Beſatzung kamen zehn ums Leben die Ueberlebenden rette-
ten ſich auf eine Klippe. wo ſie die ganze Nacht ausharren mußten.
Heute ragen nur noch die Maſten des Schiſffes aus dem Woſſer.
Wegen des orkanartigen Sturmes war es unmöglich, zu Hilfe

Dieſer Be- Anz.die für den Lebensmittelverkehr wichtig iſt. ſeit geſtern abend

zu kommen.

Brand der Nordweſtbahnbrücke in Wien. Wie dem Lok
Anz.“ gemeldet wird. ſtände die große Nordweſtbahnbrücke.

68 Uhr in Flammen.

Parteinachrichten.

Der Termin der Landtagswahlen. Jn einer Unterredung mit
dem Vertreter der Rheiniſchen Zeitung“ erklärte der preußiſche
Miniſterpräſident Hicſch die Wahlen zur neuen Landes-
ver ſammlung würden angeſetzt werden. ſobald alle Geſetze
rerabſchiedet ſeien. di die vollſtän dige Demokrati-
ſierung Preußens gewährleiſten Nach den vorläufigen
Beſtimmungen werde man mit den Wahlen im Spätherbſte
rechnen können

Eine gut beſuchte Konferenz für den Bezirk Niederſchleſien
tage am 8 Februar in Gör litz Nach einem Referat des. Ge
noſſen Taubadel wurde eine Reſolution einſtimmig ange

j nommen worin um Beibehaltung der Zwanagsbewirt'chaffung auf
wirt'ſchaf' lichem Gebiet erſucht wird. Regelung der Ein und

der erſte Vorſigende das von den Funktio

Schiffsunglück 10 Mann

r

Ausfuhßr. Hebung der Vnduſtrie und Landwirtſchaft und vlan
mäßige Verwirklichung des Sozialismus. Am weiteren billigte
die Konferenz die Abwehr der Reichsreaulierung gegen die ge
walttätigen Anarfffe auf die wichtigſten Lebensintereſſen des
deutſchen Volkes, forderte aber. daß dieſe Abwehr mit aleicher
Schärſe gegen rechts und links acführt wird. Die Verſammel-
ten erneuern ihr Bekenntnis zur Demokratie und geloben, auch
in Not und Gefahr ſtets treu zur jungen Republik Deutſchland
zu ſtehen Ab 1. Februar wird zur Stärkung des Wahl-

ein monatlicher Extrabeitrag erhoben. Jm Kreiſe
Rothenburg-Hoyerswerda beträgt der Exfralbitrag
1 Mark im Monat. Außerdem ſteht es den Ortsvereinen noch
zu. Sammelliſten herauszugeben

Gehxercſchuftliges.

Auf dem Wege zur Einſicht.
Der Vorwärts“ teilt mit Mit dem Betriebsrätegeſetz als

einer beſchloſſenen Tatſache ſcheinen ſich nun auch die U. S. P.
Delegierten des Leipziger Gewerk'chaftskartells abfinden zu wollen.
Während ſie in einer Sitzung anfangs Januar noch alles mobit
machen wollten. um gegen das Geſen Sturm zu laufen, brach ſich
in der am 29. Januar ſtattgefundenen Kartellſitzung eine beſſere
Einſicht Bahn. Die unabhängigen Delegierten betonten in ihren
Refcraten. daß dieſes Geſetz im engſten Zuſammenhang mit den
Gewerkſchaften beurteilt und beraten werden müſſe Die Pro
vaganda ſei in den Händen des Kartells am beſten aufgehoben
und müſſe in deſſen Rahmen geregelt werden. Auf wirtſchaft
licher Grundlage ſei das Geſetz aufgebaut. Darüser müſſe man
ſich völlig klar ſein. Die Betriebsrätemitglieder müßten mit dem
geiſtigen Rüſtzeug verſehen werden. und da ſet es ſchwierig. ge
eianete Perſonen hierzu zu ſtellen Eine Nichtbeterliguig an der
ganzen Entwicklung dieſes Geſetzes und eben 'o an der Winl der
Vetrieberäte würde nur zum Schaden der Arbeiter ausiallen.

Wie verzeichnen dieſe Meldung mit einer inneren Genug-
tuung und geben der Hoffnung Ausdruck. daß die Vernunft auch
bei den Unabhängigen immer mehr fortſchreite. Was wird aber
zu dieſer beſſerer Leipziger Einſicht der unabhängige Diktator
ſagen. der im Saalbau die Eſſener Arbeiterſchaf- mit einem
Lippenbelcnntnis zur Weltrevolution über den Wechſelbalg kühn
hinweg führte

Cingeſandt.

Für die BVerdöffentlichungen unter d eſer Ueberſchrift überntmmt die Redaktion
keinerlei Beranwoitung)

Anſtellung der Kriegsbeſchädigten.
Zweck die'er Zeilen ſoll kein Vorwurf für Volksvertreter und

Stadtverordnete ſein. ſondern ein Erſuchen an dieſelben dem Ge-
ſetz Eingang zu verſchaffen. Es heißt. der Dank des Vaterlandes
iſt euch gewiß: den verlangen aber nur die Wenigſten, und ſie
wollen auch kein Bemitleiden. Wir verlangen nur. was das Ge
ſetz beſagt. das Recht auf eine Anſtellung, damit die Familie.
die man vor dem Kriege gut erhalten bat, jetzt nicht Rot zu leiden
braucht und wir für das Alter ein ſicheres Unterkommen haben.
Die Zeitungen bringen von Zeit zu Zeit den Hinweis auf das
Geſetz und machen Behörden uſw. auf die Pflicht. daß auf 50 Be-
ſchäftigte, ganz gleich. ob Beamte. Angeſtellte. Arbeiter oder weibl.
Beſchäf.igte. ein Schwerbeſchädigter anzuſtellen iſt. Zur
Ehre der Volksvertreter und Stadtväter ſei es ge'agt. daß die
ſelben in Wort und Schrift in der Oeffentlichkeit ſich der Kriegs
beſchädig'en annehmen Doch Theorie und Praxis ſind auch hier
zweierlei Nur mit Worten iſt dieſen nicht geholfen. Das Wei-
terdrängen und Durchdrücken muß mit Nachdruck verlangt und
kontrolliert werden. So erhält man z. B. auf ein Geſuch beim
Magiſtrat um Anſtellung die Antwort: es iſt alles beſczt. Auch
der Arbeitsnachweis für Kriegsbe'chädigte aibt die Antwort: beim
Maaiſtrat iſt keine Stelle frei. Ob aber dem Geſetz reſtlos
nachgelommen wird. iſt damit nicht feſtgeſtellt Hat nun auch
nur einer von den Stadtvätern einmal ſich überzeugt und Er-
hebungen angeſtellt, ob der Magiſtrat dem Beſchluſſe der Stadt-
verordneten-Verſammlung. für die weiblichen Angeſtellten ſind
Kriegsbeſchädiate anzuſtellen. in allem nachgekommen iſt? Wie-
viel beſchäſtiat die Stadt überhaupt und wie viel Kriegsbeſchä-
digte muß dieſelbe nach dem Geſetz einſtellen? Wie viel ſind ſeit
dem Beſchluß der S'adtrerordneten- Verſammlung eingeſtellt und
wie viel müſſen noch eingeſtellt werden. Für die Herren Abge-
ordneten der Rationalverſammlung gilt dasſelbe betreffs der
Beſchäftigten bei der Regierung. Landes-, Angeſtelltenverſicherung,
Landratsämtern. Gerichte. Feuerſozietät uſw. Was nutzt der
großen Anzahl von Kriegsbeſchädigten. daß man verſichert. es
wird für Euch alles getan. wenn die Kontrolle fehlt. daß
reſtlos nach dem Geſetz verfahren wird. Die Krieasbeſchädigten
müſſen ſich mit dem ihnen gewordenen Beſcheid zufrieden geben,
ſie haben keine Gelegenheit und vor allen Dingen kein Recht den
Rachweis des Beſcheides zu prüfen E. F.

Vrieftuſten der Redaktion.

G. W.. Schköna. Es iſt aus Jhrer Zuſchrift nicht zu erſehen.
oh das Gut Gemeindeeigentum iſt Jn dieſem Falle
wäre eine Zuſtimmung von übergeordneter Stelle nicht notwen-
dia. Handelt es ſich jedoch um Privateigentum. ſo kann der
Eigentümer zur Abtretung von Land geſetzlich nicht gezwun-
gen werden.

E. R., Senda. Sie müſſen uns den Namen der betreffenden
Zeitung und die Nummer in der das Eingeſandt erſchien nennen

Verſammlungs Kalender
Sonnabend, den 14. Febr, abends 7 Uhr,PapitzSchkeuditz. im Gaſthaus „Zum Landhaus“, Papitz:

Muſc liederocrſammlung. Tagesordnung wird noch bekanntagegeden.
Reſerent: Genoſſe W. Herrio Halle. Erſch inen aller Mitglieder
iſt Pflicht. Alle Leſer der Volksſtimme ſind eingeladen!

Der Vorſtand.
Sonntag, den ſ. Februar d. Js. nachmittags 2 Uhr,Bockwitßz. findet bei Waldau unſere Mital ederver ſammlung ſtatt.

Auf der Tagesordnung ſteht die Neuwahl des Vor andes und die
Aufſtellung der Liſien zu den Elternbeiräten. Das Erſche nen aller
Genoſſen iſt unbedingte Pflicht. Der Vorſtand.

Verantwortlich für Politik und Feuilleion: Mar Seydewitz, für „Aus
dem Stadikreie, und Gewerkſchaftliches: Willy Lanzke für „Aus dem Ver
breitungsbezirk“ K. Garbe, ſür den Anzeigenteil: Wilhelm Her z i g, ſämtlich
in Halle. Druck und Verlag der Volkeſtimme G. m. b. H. u Halle. Gr

Ulrichſtraße 27.

Lebensmittel-Kalender.
Fleiſchverkauſf. Die Verbrauchsmenge an Fleiſch wird in

dieſer Woche auf 156 Gramm je Kopf Kinder unter 6 Jahren
die Hälfte) ſelegr Es wird Rindergefrierfleiſch angegeben.
Der Verkauf erfelgt am Sonnabend, den 14. d. M. durch die
Fleiſcher. bei denen die Hapshalte zur Kundenliſte angemeldet
nd, gegen Abtrennung der reſtlichen Flei chmarken für die
o vom 9. 15. Februar 1020. Die Marken ſind in üblicher

Weiſe bis zum 17. d. M.
liefern.
2 Wark.

Wurſtverkauf.

an das Stadternährungsamt abzu
Der Kleinhandelsverkaufsvreis beträgt für 150 Gr.

Jn der laufenden Woche werden bei den

bei den Kinderkarten der Morke 4 A der Reichsfleiſchkarten
für die Woche vom 9. 15. Fehbruor d. J. zu erfolgen. Der Ver
aufsvreis betr gt 35 Pfg. für 50 Gramm. Die Marken ſind

in üblicher Weiſe dis zum 17. d. M. an das Stadternährungs-
amt abzuliefern.

Verkauf von Nudeln. Auf Grund der Bundesrotsverord-
nung vom 25. Sept. und 4. Nov. 1915 wird der Verkauf der der
Stadt überwieſenen Nudeln wie folgt geregelt: Der Verkauf
beginnt am Freitag, den 13. Februar 1920. Für jede Perſon
eines Haushaltes wird Pfund abgegeben. Der Verkaufs-
preis betrögt 1,18 Mark für das Pfund. Die Käufer ſind ver-
oflichtet, bei denjenigen Verkäufern die Nudeln einzukaufen, bei
welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren in die Kunden-
liſten eingetragen ſind. r Verkauf erfolgt unter Abtrennung

r J Fleiſchern für jede Perſon eines Haushaltes 50 Gramm WurſtAmtliche Vekünntmachungen für Hule D.6. e e lneee der Marke 473 des Warenbezugsſcheines 28. Die Verkäufer ſind
verpflichtet, die Marken zu Hunderten gebündelt im Stadt
ernährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß, Saal links, bin
nen 8 Tagen unter Angabe ihres Reſtbeſtandes einzureichen.
Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach s 17 der
Verordnung vom 25. Sept. und 4. Nov. 1915.

Städtiſcher Verkauf von kond. Milch in Büchſen an Kinder
bis zu 6 Jahren und elfe Leute über 70 Jahre auf gelb um-
ränderte Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule, am Freitag,
den 13. Februar 1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
Jnhaber der gelb umränderten Lebensmittelſcheine mit den
Rummern 37 001-—53 000 vormittags von 12 Uhr und die Jn-
haber der Rummern 53 001-—65 000 nochmittags von 2—6 Uhr.
Für jede zum tn berechtigte Perſon wird gegen Vorlage desneuen Lebensmittelſcheines eine Doſe kond. Milch zum Preſſe
von 2 Mark abgegeben. Abgezäbltes Geld iſt bereit zu halten.

SHalle, den 12. Februar. Der Magiſtrat.

amten entſr
Volk nicht n
Pürozeit get
Dienſt tun
des Volksaa
als Grundle
deren Seite
in die höhe
geiſtigen Kr
die hier de
wieder übe!:
ahigkeit de
geregelt we
Be oldung
was zum
freien Spie
entwickelnde
ungsſuſtem
jatenfreudie
zum Nachte
Hier muß i
auch nicht
ſormor aus
und vielge
um dann
u können.
Ortszulage
muß aber
Pflich e
beita ber i
einige Be
Lage zu ſo
gen konfor
heraus, au
ſchaflen la
Hertreter
a ch einer
Mi arbeit
ibrer Lage
muß ſich d
Geiſt muß
gangene
Syſlems.

gifen zu d
Männer
Dies ſeid

orgerü
gegen d
Generä
quemer

De
heimen
das Di
Lage, d
zuſetzen
Man kfe
aus di
betrach

Rhei
ſtel l

e ge

C n

runge
ſie ga
le

c F


	Volksstimme
	1920
	Monat
	Tag
	Nr. 36
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zur Volksstimme.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







